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Das Wichtigste in Kürze 
Die COVID-19 Pandemie und Maßnahmen der Bundesregierung stellen eine große Herausforderung 
für Nonprofit Organisationen und Sozialunternehmen dar, die sich auf unterschiedlichen Ebenen auf 
die Organisationen aus gewirkt hat und auswirkt. Die Ergebnisse dieses Berichts dokumentieren die 
Erfahrungen der Sozial organisationen im österreichischen Nonprofit Sektor seit Beginn der COVID-19 
Pandemie bis Anfang August 2020.
Um ein möglichst umfassendes Bild über diese Auswirkungen zu zeichnen, wurde ein Mixed Methods 
Design gewählt, welches einen explorativen qualitativen mit einem standardisierten quantitativen 
 Forschungsansatz vereint. 30 semi-strukturierte Interviews mit GeschäftsführerInnen und Ver-
treterInnen sozialer Organisationen   aus den Bereichen Pflege, Wohnen und Obdachlosigkeit, Kinder 
und Jugendliche, Menschen mit Behinderungen und Gewaltbetroffenheit und den neun Bundesländern 
wurden mit einer Onlineumfrage unter den Mitgliedsorganisationen der Sozialwirtschaft Österreich 
(SWÖ) kombiniert. 
Die Auswirkungen der Pandemie auf Organisationen wurden für die verschiedenen Tätigkeitsfelder 
aufbereitet. Quer über alle Organisationen hinweg wurden vor allem finanzielle Betroffenheiten und 
die Herausforderungen in Bezug auf das Personal erhoben. So wurden durch die InterviewpartnerInnen 
ein Anstieg der Kosten und ein stark erhöhter Verwaltungsaufwand berichtet, um das Leistungsange-
bot für ihre Zielgruppen halten zu können. Darüber hinaus mussten mobile Angebote für die KlientIn-
nen eingeschränkt oder völlig stillgelegt werden.
Detail identifizierten wir Charakteristika einzelner Tätigkeitsfelder. So berichtet der Pflegebereich von 
Spendenausfällen, da SpenderInnen-Zielgruppen nicht erreichbar waren. Zudem wurde es auch als 
besondere Herausforderung gesehen, mehrere Teams in Bereitschaft zu halten, um für mögliche Krank-
heitsfälle gerüstet zu sein. Im Tätigkeitsfeld Wohnen gibt es Auswirkungen auf die Personalsituation 
und damit einhergehend einen erhöhten Verwaltungsaufwand. Darüber hinaus wurde eine steigende 
Nachfrage der Zielgruppe bei einer gleichzeitig notwendigen Einschränkung des Angebots berichtet. 
Auch Organisationen im Tätigkeitsfeld  Kinder und Jugendliche berichten vor allem von finanziellen 
und personellen Herausforderungen. Es wurde eine  steigende Nachfrage nach den Angeboten der 
 Organisationen wahrgenommen, wobei durch Schulschließungen die Leistungen stark erweitert wer-
den mussten. Im Bereich Menschen mit Behinderungen wurden ebenso finanzielle Auswirkungen durch 
Umsatzeinbußen und höhere Kosten für die Anschaffung von Schutzmaterialien konstatiert. Zudem 
mussten Teilbereiche, wie Tageszentren oder Werkstätten, geschlossen werden. Andere Bereiche, wie 
betreute Wohnformen, mussten offengehalten werden, wodurch entsprechende Personalmaßnahmen 
notwendig wurden. Ebenso wurden Einschränkungen durch eine verringerte Nachfrage von KundInnen 
wahrgenommen. Organisationen im Bereich Gewaltbetroffenheit waren stark durch Einschränkungen 
ihrer Tätigkeiten in Zusammenhang mit der Verringerung des Angebots öffentlicher Institutionen 
betroffen. Durch geschlossene Anlaufstellen und Institutionen konnten etwa Straf- und Scheidungs-
verfahren nicht weitergeführt werden. Darüber hinaus wurde eine starke Belastung der BetreuerInnen 
und Schwierigkeiten in der Aufnahme neuer KlientInnen identifiziert. Eine verringerte Sichtbarkeit der 
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Zielgruppe durch den Lockdown, sowie Schwierig keiten in Zusammenhang mit Sicherheitsmaßnahmen 
führten dabei zu einer herausfordernden Situation.
Zuge unserer Erhebungen konnten unterschiedliche Reaktionen der Sozialorganisationen auf die 
Pandemie und die Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie identifiziert werden. Durch COVID-19 
veränderte sich die Arbeitsstruktur und es wurden weitreichende personelle Maßnahmen getroffen. 
Die quantitative Erhebung ergab, dass rund 70% der Organisationen auf Tele-Working umstellten, 
wobei große Organisationen (>250 MitarbeiterInnen) zu 100% dieses Instrument eingesetzt haben.  
Kurzarbeit stellte die zweithäufigste Reaktion dar, wobei der Sozialsektor im Vergleich zum Unter-
nehmenssektor (mit knapp 65%) dieses Instrument weniger häufig (um mehr als 20% geringer) ver-
wendete. Kündigungen wurden im Sozialsektor seltener durchgeführt, wobei ausschließlich kleine 
(< 49 MA) und mittelgroße Organisationen (50-249 MA) davon betroffen waren. Auch die qualitativen 
Daten zeigen, dass insbesondere im Verwaltungsbereich und bei Schließungen einzelner Teilbereiche 
Kurzarbeit beantragt wurde. Zu Kündigungen kam es kaum.
Über alle Bereiche hinweg dokumentieren unsere Ergebnisse Einschränkungen des Leistungsumfangs, 
aber auch Erweiterungen des Angebots. Im Bereich Wohnen beispielsweise reagierte der Großteil 
der Organisationen mit einem Ausbau des Leistungsumfangs. In dieser Kategorie wurden folglich 
die wenigsten Dienst leistungseinschränkungen verzeichnet. Die Zahl der MitarbeiterInnen wurde 
 gleichgehalten oder aufgestockt, ohne dafür unmittelbare finanzielle Deckung zu haben. In der  Arbeit 
mit Gewaltbetroffenen sind die Maßnahmen hauptsächlich durch die schwankende Nachfrage der 
 KlientInnen bedingt. In der Pflege, der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen oder Menschen mit Be-
hinderungen wurden die mobile Betreuung stark reduziert oder ausgesetzt. Gleichzeitig musste das 
 stationäre Angebot meist intensiviert werden. Zusätzlich wurde über alle Bereiche hinweg digi-
tale bzw. telefonische Betreuung angeboten.
Durch die Pandemie induzierte Entwicklungen in der Digitalisierung fanden vor allem in den Bereichen 
Kinder- und Jugendarbeit sowie Pflege statt. In der Obdachlosenhilfe war das Ausmaß der Digitalisie-
rung überschaubar, was der Zusammensetzung der Zielgruppe und der Art der Leistungserbringung 
geschuldet ist. Allgemein positiv zu vermerken ist, dass über ein Viertel (27,3%) der Sozialorganisati-
onen angibt, neue Angebote und Leistungen als Reaktion auf COVID-19 entwickelt zu haben und 15% 
aufgrund dessen in Weiterbildungen investiert haben. Dabei haben überdurchschnittlich viele kleine 
Organisationen auf Weiterbildungsmaßnahmen gesetzt.
Ganz allgemein wurden von den befragten Organisationen auch positive Entwicklungen im Rahmen 
der  COVID-19 Pandemie genannt. So wurde ein Digitalisierungsschub und Lerneffekte in Bezug auf die 
eigene Aufbau- und Ablauforganisation berichtet. Kombiniert mit höherer Flexibilität und Spontanität 
in den Tätigkeiten sollte dies in Zukunft die organisationale Resilienz steigern. Außerdem wurde ein 
gestärkter Zusammenhalt zwischen den MitarbeiterInnen, sowie eine gesteigerte Wertschätzung 
durch organisationsexterne Personen berichtet.
Um die negativen Auswirkungen der COVID-19 Pandemie auf die Organisation abzufedern, wur-
den von vielen Organisationen Unterstützungsmaßnahmen in Anspruch genommen. Vor allem die 
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Corona- Kurzarbeit wurde von fast der Hälfte der befragten Organisationen genutzt. Dabei war und 
ist diese Unterstützungsmaßnahme vorrangig für Sozialorganisationen in der Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen, sowie Menschen mit Behinderungen relevant. Weiters bereitet sich ein großer Teil auf 
einen Antrag zur Fixkostenabdeckung beim NPO- Unterstützungsfonds vor. Darüber hinaus erfolgte 
im Rahmen der Koordinierung mit Institutionen der einzelnen Bundesländer in einigen Fällen eine 
Unterstützung auf Landesebene. Verbesserungsvorschläge für öffentliche Unterstützungsmaß nahmen 
wurden ebenso geäußert, unter anderem zur Kommunikation seitens öffentlicher Institutionen. Dabei 
wären nachvollziehbarere Informationen erwünscht gewesen. Überdies besteht Unklarheit über die 
Finanzierung der Corona-Gefahrenprämie, obwohl diese in naher Zukunft ausgeschüttet werden muss. 
Der NPO-Fonds wäre früher gewünscht gewesen, da Mehrkosten für die Organisation in Zusammen-
hang mit der Beschaffung von Schutzausrüstung und dem Personal bereits beglichen werden mussten. 
Die für den NPO-Fonds herange zogenen Einnahmeausfälle seien dazu unpassend, da einige Organi-
sationen ihr Leistungsangebot beibehalten oder ausgebaut haben. Somit seien zwar erhöhte Kosten, 
aber keine Einnahmenausfälle entstanden. Außerdem wird kritisiert, dass für NPOs die Möglichkeit, 
Rücklagen (und somit Eigenkapital) aufzubauen gehemmt wird, für die Vergabe von Liquiditätshilfen 
in Krisenzeiten dann aber die Eigenkapitalquote als Bewertungs kriterium herangezogen wird. Kombi-
niert mit antizipierten Budgetkürzungen auf Länderebene entsteht durch diese Faktoren eine erhöhte 
 Planungsunsicherheit für Sozialorganisationen. Vor allem Organisationen, die sich auch oder gänzlich 
über Markteinkommen finanzieren, wie Sozialunternehmen, sind von dieser betroffen. Außerdem wäre 
es wichtig und notwendig gewesen, Schutzausrüstung schneller zur Verfügung zu stellen. Zudem 
herrschte auch hier Unklarheit in weiten Teilen des Sektors bezüglich deren Beschaffung, eine stärkere 
Unterstützung durch die öffentliche Hand wurde vielfach als Wunsch geäußert.
Ein Großteil der InterviewpartnerInnen nahm im Vergleich zu anderen Organisationen im Feld ähnlich 
starke Auswirkungen der COVID-19 Krise auf die eigene Organisation wahr. Vor allem Organisationen 
und Sozialunternehmen mit marktwirtschaftlichen Einkünften empfanden jedoch eine vergleichsweise 
stärkere eigene Betroffenheit. Zur Bewältigung der Krise nutzte eine Vielzahl an Sozialorganisationen 
Möglichkeiten zur Koordinierung über eigens gebildete Krisenstäbe oder bereits bestehende Dach-
verbände. Zudem erfolgte ein intensivierter Austausch mit öffentlichen Institutionen und anderen 
Organisationen aus dem Feld.
Die befragten Sozialorganisationen setzten es sich zum Ziel, ihre KlientInnen während des Lockdowns 
und in den Monaten danach weiter zu versorgen. Die Zielgruppen der befragten Organisationen 
reichen von pflegebedürftigen SeniorInnen über Menschen mit Behinderungen, Obdachlose, Kinder, 
Jugendliche und Familien bis hin zu Gewaltbetroffenen. Ebenso wie die Gesamtbevölkerung waren all 
diese Personen vom Lockdown und den durch die Pandemie verursachten Einschränkungen betroffen. 
Da jedoch ein Großteil dieser Zielgruppen schon vor COVID-19 eine marginalisierte Gruppe darstellte, 
verstärkte sich die Betroffenheit überdurchschnittlich. Weiters wurden in vielen Bereichen die Ziel-
gruppen größer, was von den InterviewpartnerInnen unter anderem auf die steigende Arbeitslosigkeit 
zurückgeführt wird. 
Für den in der quantitativen Befragung aggregierten Bereich der Sozial- und Gesundheitsdienst-
leistungen zeigt die Auswertung, dass die Betroffenheiten der Zielgruppe insbesondere durch die 
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Besuchsverbote, die Leistungseinschränkungen und die psychische Belastung groß ist. Diese Erkennt-
nis deckt sich mit den Ergebnissen der qualitativen Befragung im Bereich der Pflege, bei Menschen 
mit Behinderungen und in der Kinder- und Jugendarbeit. Im Bereich der Obdachlosenhilfe verstärkt 
sich die Vulnerabilität der KlientInnen insbesondere durch gesundheitliche Vorbelastungen und feh-
lende medizinische Betreuung. Die verstärkte Belastung von gewaltbetroffenen KlientInnen resultiert 
hauptsächlich aus der Zunahme von Gewalt in den Familien während des Lockdowns und der fehlen-
den Möglichkeit, Kontakt mit Beratungs- und Betreuungsstellen aufzunehmen. Zusätzlich zeigen die 
Ergebnisse, dass es einen großen Bedarf an psychosozialer Betreuung in der gesamten Gesellschaft 
gibt. Dieser wird sich aufgrund der Pandemie und insbesondere der daraus resultierenden Arbeits-
losigkeit vervielfältigen. Die letzten Monate haben hier Lücken aufgezeigt und auch vergrößert, die 
nach Einschätzung der InterviewpartnerInnen gesamtgesellschaftlich adressiert werden müssen.
Gefragt nach dem Unterstützungsbedarf für die kommenden zwölf Monate, identifizierten 
 Organi sa tionen die Finanzierung als großen Unsicherheitsfaktor. So geben mehr als zwei Drittel der 
Befragten in der quantitativen Studie an, dass die Liquiditätsreserven für höchstens sechs Monate 
reichen würden. Darüber hinaus wird neben einer verstärkten Unterstützung in Bezug auf Testungen 
und Schutzausrüstung vor allem auch verstärkter Beistand bei der Entwicklung und Nutzung  digitaler 
Dienstleistungen sowie Arbeitsformen als hilfreich erachtet. Abgesehen davon ist eine stärkere 
 Unterstützung in der Deckung des Personalbedarfs erwünscht, etwa durch Anreize seitens der 
 öffentlichen Hand. 
Die Ergebnisse der quantitativen Studie deuten zudem darauf hin, dass die Auswirkungen der 
 COVID-19 Krise auf KlientInnen der Organisationen längerfristig bestehen bleiben. Um sie bestmöglich 
zu unterstützen, wurden durch die Befragten sozialpolitische Maßnahmen empfohlen. Einen wichtigen 
Punkt stellt dabei die Unterstützung von Kindern und Jugendlichen dar, wobei ein besonderer Fokus 
vor allem auf Familien bildungsferner Schichten gelegt sein sollte. Darüber hinaus wird eine spezifi-
schere Risikoabschätzung für Zielgruppen in Bezug auf gesundheitspolitische Maß nahmen empfohlen, 
wobei eine stärkere Einbindung der StakeholderInnen diese Maßnahmen treff sicher machen soll. 
Weiters wird generell ein ansteigender Bedarf an psychosozialer Unterstützung in der Gesellschaft 
und an Maßnahmen zur finanziellen Absicherung der Zielgruppen identifiziert. Trotz des großen Ver-
ständnisses für die Herausforderungen der Krisensituation wird letztlich auch Optimierungsbedarf in 
Bezug auf die Kommunikation der Bundesregierung berichtet. Rechtzeitigere Informationen sowie die 
schnellere Einrichtung von dezidierten Ansprechstellen sollen NPOs dabei unterstützen, langfristiger 
planen und damit noch effektiver helfen zu können. 
Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse und Erkenntnisse empfehlen wir zur Regeneration der organi-
sationalen Kapazität der Sozialorganisationen einige Maßnahmen, die durch eine Relaxierung starrer 
Förder- und Finanzierungs richtlinien öffentlicher AuftraggeberInnen oder Fördereinrichtungen forciert 
werden sollen:
• Resilienz- und Slack-Aufbau durch Diversifizierung der Einnahmenstruktur
• Incentives für die Erschließung von neuen Einnahmequellen (z.B. Matched Funding): Marktein-
nahmen und Spenden dürfen öffentliche Förderungen nicht gefährden
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• Capacity Building im Bereich digitales Fundraising und Social Media Fundraising
• Rücklagen von mindestens einem und höchstens zwei Jahresumsätzen dürfen weder Förderungen 
noch öffentliche Leistungsentgelte schmälern, sondern deren Aufbau ist in die Kalkulation von 
Leistungen einzurechnen.
Darüber hinaus werden folgende Maßnahmen im Bereich der Aufbau- und Ablauforganisation, die 
auch jeweils durch die Förderung oder eine Staffelung der Leistungsbeiträge motiviert werden sollen, 
empfohlen:
• Verstärkte Dezentralisierung und Autonomisierung durch die Einrichtung kleinerer (multi)profes-
sioneller Teams bei sozialen Dienstleistungen, insbesondere in der stationären Pflege, um die 
Betroffen heit im Ansteckungsfall gering zu halten und Ersatz zu erleichtern
• Flexibilisierung der Kontaktmöglichkeiten und Etablierung hybrider Betreuungsformen in vielen 
 ambulanten Bereichen
• Verstärkter Ausbau kleiner, flexiblerer Einheiten in der Altenpflege (betreutes Wohnen), in der 
Behinderten arbeit (kleinere Werkstätten, betreutes Wohnen), aber auch anderen Bereichen 
 sozialer Dienstleistungen wie der Obdachlosenhilfe
• Förderung der Digitalisierung auf allen Ebenen.
Folgende konkrete Empfehlungen ergeben sich aus unserer Studie für die Arbeit der NPOs mit ihren 
Zielgruppen:
• Die (digitale) Erreichbarkeit der Zielgruppen wurde ein großes Thema. Soziale NPOs müssen 
konkrete Konzepte der Aufrechterhaltung einer entsprechenden Kontaktdichte und Qualität unter 
Lockdown- Bedingungen erarbeiten.
• Kritische Verbindungen mit öffentlichen Stellen, z.B. mit Gerichten, müssen aufrecht bleiben.
• Vielfach wurden neue Zielgruppen „erschlossen“: So zeigte sich z.B. in der Arbeit mit Obdachlosen 
eine quantitativ und qualitativ neue Bedarfslage – die verunmöglichte alternative Mittelbeschaf-
fung führte mehr und andere Obdachlose zu den Betreuungseinrichtungen, deren medizinische 
Versorgung eine große Herausforderung dargestellt hat. Dafür sollten neue Angebote entwickelt 
und finanziert werden.
• In den Bereichen Arbeitsmarktintegration und Obdachlosigkeit (Delogierungen) sollte unbedingt 
Kapazität für Belastungsspitzen im Herbst/Winter 2020/21 aufgebaut werden.
• Im Bereich der stationären Pflege müssen Konzepte für künftige Lockdown-Situationen ent-
wickeln werden, die die Menschen- und Besuchsrechte der PatientInnen und Angehörigen weniger 
einschränken.
• Im Pflegebereich sollten Sicherheitsnetze aufgebaut werden, mit deren Hilfe ein temporärer Ausfall 
ausländischer Pflegekräfte besser kompensiert werden kann.
• In den kommenden Monaten ist mit einer Steigerung des Bedarfs im Bereich der Gewaltprävention 
und des Opferschutzes zu rechnen. Daher sollte das Betreuungsangebot für gewaltbetroffene 
Menschen weiter ausgebaut werden.
• Gesamtgesellschaftlich wird ein erhöhter Bedarf an psychosozialer Betreuung antizipiert. Auch hier 
sind ein Ausbau des Angebots und eine gesicherte Finanzierung essenziell.
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• Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen werden in den kommenden Jahren eine zentrale Rolle spielen, 
da der Arbeitsmarkt wie üblich nur mit starken Verzögerungseffekten auf eine konjunkturelle Er-
holung – so sie 2021 kommen sollte – reagieren wird. Neben den etablierten Trainingsmaßnahmen 
empfehlen wir stärkere Investitionen in ökologische, integrative Sozialunternehmen.
• Des Weiteren wäre eine Wiederaufnahme von Beschäftigungsprojekten für ältere Arbeitslose im 
 kommunal-ökologischen Bereichen zu empfehlen.
• Eine Reform des Arbeitslosengeldes sollte angedacht werden. Der Betrag sollte von dzt. 55% des 
letzten Nettoeinkommens erhöht werden, dann allerdings degressiv gestaltet werden. 
• Im Bereich Kinder- und Jugendhilfe müssen besonderes Augenmerk auf die durch Lockdown, 
 Home-Schooling und Distanzlehre verschärften Benachteiligung bildungsferner Familien legen.
6.1  Einleitung
Vor dem Hintergrund und den Auswirkungen der COVID-19 Pandemie werden im Rahmen dieser wissenschaftli-
chen Bestandsaufnahme die Veränderungen der sozialen Infrastruktur im österreichischen Nonprofit Sektor mit 
Schwerpunkt auf dem Bereich sozialer Dienstleistungen erhoben und analysiert. Nonprofit Organisationen (NPOs) 
und Sozialunternehmen stellen wesentliche Unterstützungsstrukturen im Sozialbereich dar und eine Vielzahl von 
Hilfeleistungen für vulnerable Gruppen zur Verfügung. Die Auswirkungen der COVID-19 Pandemie haben vielfach 
dazu geführt, dass diese Organisationen ihre Leistungen nicht mehr erbringen konnten und zusehends auch 
mit finanziellen Schwierigkeiten konfrontiert sind. In diesem Kontext ist es das Ziel dieser Forschungsarbeit, die 
infolge COVID-19 veränderten Rahmenbedingungen sowie die unterschiedlichen Dimensionen der Betroffenheit 
von Organisationen im Sozialbereich sowie der von ihnen betreuten Zielgruppen zu erheben, und daraus erste 
Implikationen sowie Handlungsoptionen für Gegenmaßnahmen abzuleiten.  
6.1.1  Zur Bedeutung von Nonprofit Organisationen und des Nonprofit Sektors
Unter dem (gemeinnützigen) Nonprofit Sektor wird die Gesamtheit der Nonprofit Organisationen verstanden und 
in einem Dreisektoren-Modell den Sektoren „Markt“ und „Staat“ gegenübergestellt. Der Sektor „Markt“ umfasst 
hierbei Profitorganisationen, also Unternehmen, die durch gewinnorientierte und marktfinanzierte Tätigkeiten 
charakterisiert sind. Zum Sektor „Staat“ gehören alle öffentliche Organisationen, also Gebietskörperschaften wie 
Bund, Länder, Gemeinde, Kommunen, die durch die Erfüllung hoheitlicher Aufgaben sowie durch die Finanzierung 
über öffentliche Gelder charakterisiert sind. NPOs sind charakterisiert durch ein Mindestmaß an formaler Organi-
sation, womit im Wesentlichen formalisierte Entscheidungsstrukturen oder Verantwortlichkeiten vorhanden sein 
müssen. Damit fallen spontane Zusammenkünfte für einen bestimmten Anlass oder informelle Gruppen nicht in 
das NPO-Verständnis. Auch weisen NPOs ein Minimum an Selbstverwaltung und Entscheidungsautonomie auf, 
d.h. die wichtigsten Entscheidungen können innerhalb der Organisation gefällt werden. Damit und des Weiteren 
sind NPOs private Organisationen. Dies ermöglicht eine Abgrenzung gegenüber staatlichen Organisationen, die 
in vielen Fällen hoheitliche Aufgaben übernehmen und auch ebendiesen Entscheidungsstrukturen unterliegen. 
Andererseits schließt das aber nicht aus, dass NPOs öffentliche Finanzierung oder Unterstützung erhalten 
können. Ein weiteres Charakteristikum ist ein Mindestmaß an Freiwilligkeit, was sich durch das Vorhandensein 
von Freiwilligenmitarbeit, ehrenamtlichen Leitungsfunktionen, die Möglichkeit zur freiwilligen Mitgliedschaft 
oder z.B. durch das Einwerben von (freiwilligen) Geldspenden manifestieren kann. Im Besonderen zeichnen sich 
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NPOs dadurch aus, dass Gewinne bzw. Überschüsse nicht an EigentümerInnen oder Mitglieder ausgeschüttet 
werden. Vielmehr sieht die Gewinnverwendung vor, dass ein solcher in der Organisation verbleibt und in den 
Organisationszweck, die soziale Mission, reinvestiert wird (vgl. Meyer und Simsa 2013, S. 8ff.).
Der Nonprofit Sektor als die Summe aller Nonprofit Organisationen ist von hoher gesellschaftlicher und öko-
nomischer Relevanz, was sich am Beispiel Österreich an den folgenden Kennzahlen darstellen lässt: Der Sektor 
umfasst rund 120.000 Organisationen, der allergrößte Anteil davon Vereine, gefolgt von Stiftungen, gGmbHs 
und anderen Rechtsformen. Wenngleich aus juristischer Sicht NPOs keine eigenständige Kategorie darstellen, 
so hilft die Frage nach der Rechtsform den Sektor abgrenzen zu können, da diese in der Regel nicht auf Gewinn 
ausgerichtete Aktivitäten repräsentieren (vgl. Nowotny 2013, S. 183). Die betriebswirtschaftliche Sicht wird hierbei 
jeder NPO empfehlen einen finanziellen Überschuss zumindest anzustreben, sofern der Unternehmenszweck 
eine gewisse Längerfristigkeit vorsieht. 
Österreichische NPOs haben im Jahr 2010 5,9 Mrd. € an Bruttowertschöpfung erwirtschaftet, darin ist der Wert 
der ehrenamtlich geleisteten Arbeit nicht enthalten. Im selben Jahr gab es im Nonprofit Sektor Hochrechnungen 
zufolge ca. 212.000 Vertragsverhältnisse. Das entspricht einem Anteil von 5,2 % aller in Österreich Erwerbstätigen. 
Seit dem Jahr 2000 lässt sich eine hohe Wachstumsdynamik des Sektors feststellen. Sowohl die Beschäftigungs-
zahlen als auch die Wertschöpfung sind seither stärker gewachsen als in der Gesamtwirtschaft (Pennerstorfer 
et al. 2013). Dies lässt sich auch anhand einer aktualisierten Darstellung der Wertschöpfung für das Jahr 2013 
nachzeichnen. Hier wurde eine Wertschöpfung, die ausschließlich von Nonprofit Organisationen erzielt wurde, 
in der Höhe von 7,3 Mrd. € festgestellt. Bemerkenswert ist hier der hohe Anteil im Bereich des Sozialwesens, 
der sich mit 89% fast ausschließlich aus Nonprofit Organisationen zusammensetzt (siehe Tabelle 1).
Tabelle 1: Wertschöpfungsanteil des Non-Profit Bereichs 2013 
ÖNACE 
2008
Bezeichnung Insgesamt NPOs Anteil der 
NPOs in %in Mio. Euro
72 Forschung und Entwicklung 1.006,396 27,298 2,7
85 Erziehung und Unterricht 15.721,646 980,048 6,2
86 Gesundheitswesen 14.866,753 1.679,435 11,3
87 Heime 2.333,685 1.042,333 44,7
88 Sozialwesen 2.222,347 1.978,383 89,0
90 Kreative, künstlerische u. unterhaltende Tätigkeiten 1.549,033 12,964 0,8
91 Bibliotheken, Archive, Museen, botanische u. zoologische Gärten 397,815 8,158 2,1
93




Interessensvertretungen sowie kirchliche u. sonstige religiöse 
Vereinigungen
2.203,432 1.422,870 64,6
Insgesamt   41.490,199 7.298,368 17,6
Quelle: Leisch, Pennerstorfer und Schneider (2016: S. 382)
Ergänzt wird dieses Bild durch das bedeutsame Ausmaß der Freiwilligenarbeit im Sektor. Die knapp acht Mio. 
freiwillig geleisteten Arbeitsstunden pro Woche entsprechen der Arbeitsleistung von mehr als 200.000 Vollzeit-
äquivalenten sowie einem konservativ geschätzten Gegenwert von 4,72 Mrd. € (vgl. u.a. Pennerstorfer et al. 2013 
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und Pennerstorfer et al. 2015 für eine ausführliche Darstellung, sowie Daten zum Österreichischen Nonprofit 
Sektor). Einnahmen- und finanzierungsseitig überwiegen leistungsbezogene Zahlungen aus der öffentlichen 
Hand, gefolgt von Umsatzerlösen und Subventionen. In etwa 700 Mio. € lukriert der Sektor aus Privatspenden 
(vgl. Fundraising Verband 2019). Relativ unbedeutend sind hingegen bis dato Zuwendungen und Spenden von 
gemeinnützigen Stiftungen in Österreich, die geschätzt nur zwischen 29 bis 61 Mio. € per annum ausmachen (vgl. 
Meyer und Millner 2016). Damit ist der gemeinnützige Stiftungssektor in Österreich im internationalen Vergleich 
als sehr unterentwickelt zu beurteilen.   
Zudem lässt sich für Österreich ein zunehmender Anteil an Sozialunternehmen („Social Businesses“) feststellen. 
Diese Organisationen adressieren soziale Herausforderungen im Rahmen erwerbswirtschaftlicher Aktivitäten. 
Durch die Erwirtschaftung von Markteinkünften bzw. kontinuierliche Marktaktivität im Bereich Verkauf bzw. 
Produktion von Gütern und (sozialen) Dienstleistungen sollen positive gesellschaftliche Wirkungen für bestimmte 
Zielgruppen oder die Umwelt generiert werden. Das soziale Ziel ist hierbei das Hauptziel der Organisation, rein 
wirtschaftliche Überlegungen sind diesem untergeordnet. Eine Analyse von Sekundärdaten erlaubte 2015 die 
erste vorsichtige Schätzung, dass zumindest 1.200-2.000 Organisationen in Österreich der im Rahmen dieser 
Studie verwendeten Arbeitsdefinition von Social Business entsprechen. Diese setzen sich aus Start-ups und 
etablierten Nonprofit Organisationen zusammen (vgl. Vandor et al. 2015). 
Dementsprechend wird der Nonprofit Sektor oft als sehr heterogen beschrieben. Diese Heterogenität lässt 
sich nicht nur an den jeweiligen Organisationsgrößen, dem Alter der Organisationen, der Beschäftigtenstruktur 
und anderen Merkmalen beschreiben. Dazu kommt eine Vielfalt an Themenbereichen und gesellschaftlichen 
Feldern, in denen sich NPOs engagieren und einen gesellschaftlichen Beitrag leisten. Diese reichen von Kunst 
und Kultur (z.B. Museen), über Sportorganisationen, zu Forschung und Bildung, Gesundheit (z.B. Pflege, Kranken-
häuser), soziale Dienstleistungen (z.B. Jugendarbeit, Selbsthilfegruppen, Kinder, beeinträchtige Menschen), über 
Umweltschutz, Katastrophenhilfe, Wohnungswesen bis hin zu Interessensvertretungen und Berufsverbänden, 
Entwicklungszusammenarbeit und konfessionelle Organisationen. Was sie alle verbindet ist eine (soziale) Mission, 
ein Organisationszweck, der bestimmten Gruppen in der Gesellschaft oder der Gesellschaft im Allgemeinen 
Unterstützung zukommen lassen möchte, sei es im Rahmen der Erstellung von entsprechenden Dienstleistungen 
(„service delivery“), oder der Interessensvertretung und Anwaltschaft („advocacy“) oder bei der Gemeinschafts-
bildung („community building“), bei der Sozialkapital in Gruppen oder zwischen Gruppen von Menschen gebildet 
wird (vgl. Neumayr 2010).   
6.1.2  Ziele der Studie
Ziel dieser Studie ist die Untersuchung der Veränderung der sozialen Infrastruktur bzw. der Situation im Nonprofit 
Sektor mit Schwerpunkt auf spezifische sozialpolitische Felder.
Die Auswahl der Organisationen erfolgt gezielt nach Organisationsgröße, regionalem Schwerpunkt, Art und 
Umfang der sozialen Dienstleistungserstellung (NPOs, Sozialunternehmen) und Tätigkeitsbereich (Sozial- und 
Gesundheitsdienstleistungen mit Schwerpunkt auf Pflege, Wohnen und Obdachlosigkeit, Kinder und Jugendliche, 
Menschen mit Behinderungen, Arbeitsmarktintegration, Gewaltbetroffenheit). Damit sollen vorhandene und dro-
hende Lücken in der sozialen Infrastruktur sowie in der Bereitstellung sozialer Dienstleistungen identifiziert und 
Schlussfolgerungen für notwendige Maßnahmen zur Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung dieser sozialen 
Infrastruktur gezogen werden. 
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Im Detail umfasst diese Studie die folgenden Arbeitsschritte: 
• Identifikation und Sampling von Organisationen entlang ausgewählter Dimensionen
• Entwicklung eines Leitfaden-Instruments für eine qualitative Primärerhebung
• Vor- und Nachbereitung sowie Durchführung der Datenerhebung in Form telefonischer Interviews unter 
30 Organisationen im Bereich sozialer Dienstleistungen
• Entwicklung einer quantitativen Erhebung sowie eines relevanten und erreichbaren Subsets an 
Organisationen 
• Vor- und Nachbereitung sowie Durchführung der Datenerhebung in Form einer Online-Befragung im 
Bereich der Mitgliedsorganisationen der Sozialwirtschaft Österreich (Verband der österreichischen 
 Sozial- und Gesundheitsunternehmen) 
• Datenaufbereitung, -auswertung und -analyse 
• Identifikation von aktuellen und zu erwartenden Problemlagen auf Ebene sozialpolitscher Felder, 
der  Organisationen sowie der LeistungsempfängerInnen  
• Erstellung eines Studienberichts
6.2  Methodische Vorgehensweise
Die COVID-19 Pandemie stellt auch und im Besonderen für Nonprofit Organisationen und Sozialunternehmen eine 
große Herausforderung dar, die sich auf unterschiedlichen Ebenen auf die Organisationen ausgewirkt hat und 
auswirkt. Um ein möglichst umfassendes Bild über diese Auswirkungen zu generieren, wurde ein Mixed Methods 
Design gewählt, welches einen explorativen qualitativen mit einem standardisierten quantitativen Forschungs-
ansatz vereint. Als Methoden für diese Studie wurden semi-strukturierte Interviews mit VertreterInnen, in aller 
Regel den GeschäftsführerInnen, diverser sozialer Organisationen aus den neun Bundesländern gewählt, sowie 
eine Onlineumfrage unter den Mitgliedsorganisationen der Sozialwirtschaft Österreich (SWÖ) durchgeführt. 
Die qualitativen Interviews bauen auf mehreren Befragungslinien auf. Das Erkenntnisinteresse liegt insbesondere 
in den Auswirkungen der COVID-19 Pandemie auf die Organisationen selbst, sowie auf deren Zielgruppe(n). Zudem 
wurden die Reaktionen der Organisationen, deren Inanspruchnahme von staatlichen Unterstützungsmaßnahmen 
sowie mögliche positive Entwicklungen aufgrund der Pandemie erhoben. Fragen nach dem Vorhandensein und 
Ausmaß von Kooperationen und interorganisationalem Austausch ermöglichten die Entwicklung einer Feld-
perspektive. Abschließend wurde in den Interviews erörtert, welche Entwicklungen die InterviewpartnerInnen für 
ihre Organisation in den kommenden 12 Monaten erwarten und welche Maßnahmen nötig sind, um das Angebot 
an sozialen Dienstleistungen für die Zielgruppen künftig aufrechterhalten zu können. 
Wir haben Organisationen aus den Bereichen Pflege, Wohnen und Obdachlosigkeit, Kinder und Jugendliche, 
 Menschen mit Behinderungen und Gewaltbetroffenheit aus allen neun Bundesländern ausgewählt, um ein viel-
fältiges und umfassendes Set an Perspektiven auf und aus dem österreichischen Nonprofit Sektor mit Schwerpunkt 
auf Sozialorganisationen zu gewinnen. Vor diesem Hintergrund umfasst die qualitative Erhebung Organisationen 
bzw. GeschäftsführerInnen unterschiedlicher Nonprofit Organisationen und Sozialunternehmen. Das Sampling 
wurde nach den Kriterien geografische Verteilung, Tätigkeitsfeld(er) sowie Organisationsgröße erstellt. Wir 
integrierten zudem einen „Snowballsampling“-Ansatz in die Interviews, um das Wissen und die Netzwerke der 
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Befragten für die Identifizierung weiterer potentieller InterviewpartnerInnen zu nutzen. Als Ergebnis dieser 
Herangehensweise wurden rund 60 potentielle Interview-PartnerInnen identifiziert, von denen 35 im Laufe 
der Studie kontaktiert wurden. Letztendlich standen 30 Personen für die Teilnahme an den Interviews zur Ver-
fügung (siehe Anhang für eine vollständige Liste der InterviewpartnerInnen). Bis auf eine Ausnahme wurden alle 
Interviews telefonisch durchgeführt. 
Parallel zur Vereinbarung der telefonischen Interviewtermine wurde ein semi-strukturierter Interviewleitfaden als 
qualitatives Erhebungsinstrument erstellt. Dieser deckte die Ebenen Organisation, Feld und Zielgruppen ab. Eine 
entsprechende Strukturierung findet sich im Ergebnisteil dieser Arbeit wieder. Zudem gab eine abschließende 
offene Frage den InterviewpartnerInnen die Möglichkeit, weitere Erfahrungen zu teilen. Die Interviews dauerten 
zwischen 30 und 60 Minuten und wurden nach Zustimmung der InterviewpartnerInnen zum Zweck der Auswertung 
und Analyse aufgezeichnet. Direkt im Anschluss an die Interviews wurden zwei- bis dreiseitige Memos verfasst, 
welche die wichtigsten Aspekte des Gesprächs beinhalten. Die Analyse basiert auf den kodierten Memos und 
Transkripten der durchgeführten Interviews. Die Aufarbeitung der Ergebnisse folgt der inhaltsanalytischen 
Herangehensweise nach Mayring (2002). Dabei wurde ein theoriegeleitetes Kategoriensystem enwickelt, wobei 
die relevanten Inhalte aus dem Material extrahiert werden (Mayring 2002, S.114). Der Prozess der strukturierten 
qualitativen Inhaltsanalyse wird mit einer zusammenfassenden Darstellung der Ergebnisse abgeschlossen. 
Über den Projektauftrag hinausgehend wurde ergänzend zu den qualitativen Interviews eine quantitative Erhebung 
entwickelt und als Onlinebefragung in Kooperation mit der Sozialwirtschaft Österreich (SWÖ) durchgeführt, 
welche die Betroffenheit der Mitgliedorganisationen durch COVID-19 als zentrales Untersuchungsinteresse hat. 
Die Ergebnisse dieser quantitativen Erhebung sollen dabei die qualitativen Ergebnisse unterfüttern bzw. stärken, 
Parallelen aufzeigen und allfällige thematische Lücken schließen.
Beim Erhebungsinstrument handelt es sich um einen standardisierten Fragebogen der sich grundsätzlich in drei 
inhaltliche Blöcke gliedert. Der Fragebogen beinhaltet Fragen zur Organisationsstruktur, den Tätigkeitsfeldern 
und den Auswirkungen von COVID-19 auf die Organisation und einzelne Organisationbereiche. Zudem wurde 
die Betroffenheit der Zielgruppen erhoben. Des Weiteren wurden die Reaktionen der Organisationen, sowie die 
Inanspruchnahme der und die Zufriedenheit mit den öffentlichen COVID-19 Unterstützungsmaßnahmen erhoben. 
Abschließend wurden Einschätzungen zur organisationalen Resilienz sowie die als Folge der COVID-19 Pandemie 
resultierenden sozialpolitischen Handlungsoptionen erfragt. Für einige Items (u.a. Maßnahmen, Resilienz) wurde 
auf Fragebatterien des WIFO Konjunkturtest Sonderbefragung 1 und Sonderbefragung 2 zurückgegriffen, um eine 
zusätzliche Vergleichbarkeit mit dem privatwirtschaftlichen Sektor zu schaffen (Hölzl 2020; Hölzl et al. 2020).
Dieser Fragebogen wurde vom Team des Kompetenzzentrums für Nonprofit Organisationen und Social 
 Entrepreneurship in Abstimmung mit der Sozialwirtschaft Österreich konzipiert und anschließend durch die 
Geschäftsführung via Newsletter an alle SWÖ-Mitgliedsorganisationen am 22. Juli 2020 ausgesendet, eine 
Erinnerung mit der abermaligen Bitte um Mitwirkung erfolgte am 31. Juli 2020. Die Teilnahme an der Befragung 
war damit im Zeitraum von 22. Juli bis 07. August 2020 möglich. Die Sozialwirtschaft Österreich (Verband der 
österreichischen Sozial- und Gesundheitsunternehmen) repräsentiert die Interessensvertretung der öster-
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reichischen Sozial- und Gesundheitsunternehmen und damit rund 530 Mitgliedsorganisationen, welche insgesamt 
120.000 MitarbeiterInnen beschäftigen.1
Die Aussendung per E-Mail resultierte in einem Rücklauf von 167 BefragungsteilnehmerInnen, woraus ein Sample 
von 99 gültigen Fällen extrahiert werden konnte. Davon haben 61 Personen die Umfrage vollständig ausgefüllt, 
38 Personen haben bei den Fragen zur finanziellen Lage die Teilnahme an der Erhebung terminiert. Da dieses 
Subsample im ersten Teil des Fragebogens Angaben zur Betroffenheit der Organisation und KlientInnen sowie 
getroffenen Maßnahmen getätigt hat, wurden diese Fälle in den entsprechenden Teilen der Auswertung inkludiert. 
Unter Berücksichtigung der 38 (38,4%) frühzeitigen AbbrecherInnen gaben über 50% der Befragten an, Teil der 
Geschäftsführung oder des Vorstands zu sein, während sich die verbleibenden 10,1 % aus MitarbeiterInnen und 
mittlerem Management zusammensetzen (siehe Abbildung 8 im Anhang). Der hohe Anteil an Führungspersonen 
deckt sich überwiegend mit den Charakteristika der Befragten bei der qualitativen Erhebung.
Insgesamt repräsentieren die befragten Organisationen 50.926 MitarbeiterInnen (MA), welche sich auf jeweils 
45.450 entgeltlich Beschäftigte und 5.476 Ehrenamtliche aufteilen. Durchschnittlich beschäftigen die Orga-
nisationen 514,4 Personen, wobei der Median mit 48,0 deutlich niedriger liegt. Dies ist einigen sehr großen 
Organisationen im Sample geschuldet und zeigt sich auch bei der Gliederung nach Organisationsgröße. 50,5% 
beschäftigen weniger als 49 MitarbeiterInnen, 27,3% lassen sich als mittelgroße Organisation (50-249 Mit-
arbeiterInnen) charakterisieren und 22,2% beschäftigen über 250 MitarbeiterInnen und sind dementsprechend 
als groß zu definieren.
Tabelle 2: Anzahl der MitarbeiterInnen und darauf basierende Organisationsgröße
Mitarbeiter/innen bezahlt Ehrenamt gesamt Organisationsgröße Anzahl Prozent
n (Sample) 99 99 99 unter 49 MA 60 50,5 %
Mittelwert 459,09 55,31 514,40 50-249 MA 27 27,3 %
Median 37,0 2,0 48,0 über 250 MA 22 22,2
Summe 45.450 5.476 5.926 Gesamt 99 100,0 %
1 Wir bedanken uns recht herzlich bei der Sozialwirtschaft Österreich, im Besonderen beim Geschäftsführer Herrn 
Mag. Walter Marschitz, BA für die kurzfristige und unkomplizierte Bereitschaft zur Kooperation im Rahmen dieses 
Forschungsprojekts und der Möglichkeit des Feldzugangs zu den Mitgliedsorganisationen der SWÖ.
Quelle: eigene Darstellung
In Bezug auf die Tätigkeitsfelder geben 51,5% der Organisationen an, Sozial- bzw. Gesundheitsdienstleistungen 
zu verrichten, während 37,4% mit Menschen mit Behinderungen und 30,3% mit Kindern und Jugendlichen arbeiten. 
15,2% sind in der Arbeitsmarktintegration und je 9,1% im Bereich Wohnen und Obdachlosigkeit sowie in sonstigen 
Tätigkeitsfeldern, wie Handel und Kreislaufwirtschaft, Informationsmanagement und Flüchtlingsbereich tätig. 
2,0% sind zudem im Feld der Gewaltprävention und Opferbetreuung aktiv.
Die Organisationen der Stichprobe repräsentieren 223.006 KlientInnen, wobei sich diese zu einem Großteil 
(76,9%) dem Tätigkeitsfeld Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen zuordnen lassen. 9,3% der Zielgruppen sind 
Kinder und Jugendliche und 5,4% Menschen mit Behinderungen. 4,9% fallen auf die Arbeitsmarktintegration, 
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1,3% auf Wohnen und Obdachlosigkeit und 2,3% werden in sonstigen Tätigkeitsfeldern betreut (siehe Ab bildung 
9 im Anhang).
Da es sich bei der Abfrage nach Tätigkeitsfeldern um Mehrfachnennungen handelt, wurde pro Organisation auf 
Basis des größten relativen KlientInnenteils das jeweils größte Tätigkeitsfeld berechnet. Dadurch ist es möglich, 
einerseits die Analyse der Auswirkungen auf Organisationsbereiche, KlientInnen und finanzielle Lage entlang 
 einzelner Tätigkeitsfelder durchzuführen, andererseits führt dies auch zu Unschärfen bei der Interpretation. In 
Folge dessen sind Tätigkeitsfelder – bis auf Widerruf – als jene Felder, in denen Organisationen mehrheitlich 
agieren, zu interpretieren. Aufgrund der kleinen Teilstichprobengröße müssen zudem Interpretationen der 
Tätigkeitsfelder Wohnen und Obdachlosigkeit (n=2), Gewaltprävention und Opferbetreuung (n=1) und Arbeits-
marktintegration (n=7) mit Vorsicht behandelt oder gar ausgeschlossen werden (siehe Tabelle 8 im Anhang).
Die Ergebnisse der qualitativen Auswertung werden in den folgenden Kapiteln mit diesem Datensatz verwoben und 
durch Generaleinschätzungen bzw. Vergleiche entlang der Organisationsgröße und Tätigkeitsfelder ergänzt. Ant-
worten in offenen Textfeldern, unter anderen positive Entwicklungen als Folge der Pandemie und sozia lpolitische 
Forderungen, wurden ebenso nach Mayring (2002) kodiert und mit den qualitativen Daten zusammengeführt.
6.3  Auswirkungen auf Sozialorganisationen
Sozialorganisationen über alle Tätigkeitsfelder hinweg wurden von der COVID-19 Krise stark getroffen. Die größten 
Auswirkungen zeigen sich in Bezug auf die finanzielle Situation der Organisationen und Herausforderungen im 
personellen Bereich. Darüber hinaus musste infolge der Einschränkungen durch COVID-19 sowie der veränderten 
Nachfrage nach Dienstleistungen durch die Zielgruppen der Leistungsumfang der Organisationen je nach Be-
reich eingeschränkt oder ausgebaut werden. Zudem reagierten Sozialorganisationen mit der Entwicklung neuer, 
digitalisierter Angebote, sowie einer Inanspruchnahme öffentlicher Unterstützungsmaßnahmen. 
6.3.1  Betroffenheit
Auf Basis des vorliegenden Datensatzes der quantitativen Erhebung ist es möglich, eine vergleichende Dar-
stellung der Betroffenheit aller von den Organisationen ausgewählten Tätigkeitsfelder vorzunehmen. Über alle 
Felder hinweg zeigt sich eine mehrheitlich starke bis sehr starke Betroffenheit, wobei der Bereich Wohnen 
und Obdachlosigkeit überdurchschnittlich hoch betroffen ist. Organisationen im Kinder- und Jugendbereich 
zeichnen ein nicht eindeutiges Bild der Betroffenheit. Einerseits registrieren sie den größten Anteil an sehr 
stark betroffenen Organisationen und andererseits die höchsten Prozentsätze in den niedrigsten Ausprägungen 
(siehe Abbildung 1). Eine vertiefende Analyse entlang der quantitativen sowie qualitativen Ergebnisse ist dafür 
notwendig. Grundsätzlich lässt sich auf Basis der quantitativen Ergebnisse von einer starken Betroffenheit von 
durchschnittlich zwei Drittel der Organisationen sprechen. 
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Abbildung 1: COVID-19 Betroffenheit nach Tätigkeitsfeld
Quelle: eigene Darstellung
Dieses Bild bestätigt sich auch durch die Erhebung der Auswirkungen auf die Organisationsbereiche (siehe 
Abbildung 2). Die Befragungsitems zu operationalen, finanziellen und personellen Veränderungen bekräftigen, 
dass der Sozialsektor mehrheitlich negativ von der COVID-19 Pandemie getroffen wurde. Im Folgenden werden 
die in der quantitativen Analyse angegebenen Entwicklungen im Zuge der Pandemie aufgeschlüsselt.
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Abbildung 2: COVID-19 Auswirkungen auf Organisationsbereiche (n=99)  
Quelle: eigene Darstellung
Kostenentwicklung
Insbesondere die Kostenentwicklungen spielen eine große Rolle, wobei Mehrkosten für die Corona-Prämie für 
MitarbeiterInnen, sowie Schutzausrüstung als wesentliche Kostenstellen angegeben werden und weitere Erlösent-
gänge dafür verantwortlich sind (siehe erweiternd im Anhang Abbildung 11). Die positiven Angaben hinsichtlich 
der Kostenentwicklungen lassen sich auf die großen Organisationen (>250 MitarbeiterInnen) zurückführen, die 
zu 18,1% positive Entwicklungen vermerkt haben. Allgemein lässt sich für die Kostenentwicklungen festhalten, 
dass kleinere Organisationen durchgehend stärkere negative Auswirkungen angeben. Die mehrheitlich negative 
Einschätzung hinsichtlich der Erlöse bestätigt sich auch bei einem Blick auf Abbildung 2 und lässt sich auf den 
starken Rückgang der Leistungsangebote zurückführen.  
Zielgruppe und Personal
Weitere mehrheitlich negative Auswirkungen lassen sich in der Erreichbarkeit der Zielgruppe und der Einsatz-
fähigkeit des Personals erkennen. In Bezug auf die Freiwilligenarbeit geben 8,8% positive Entwicklungen an, 
75,4% der Organisationen geben an, negativ davon betroffen zu sein; 31,6% sogar sehr negativ. In Bezug auf 
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Spenden und Förderungen
Erlöse aus Spenden waren zu 39,3% negativ betroffen, wobei 54,5% der Organisationen angeben, gar keine 
Auswirkungen aufgrund der COVID-19 Pandemie zu verspüren. Dies lässt sich auf die Finanzierungsstruktur 
der Organisationen im Datensatz zurückführen, da nur rund ein Drittel private Spenden und philanthropische 
Zuwendungen als Finanzierungsquelle angeben und der durchschnittliche Anteil bei 5,9% der Erlöse liegt. Zudem 
geben 6,1% positive Auswirkungen auf Spendenerlöse an, was vor allem auf den Kinder- und Jugendbereich 
zurück zuführen ist, welcher überdies mit 15,8% leicht positive Entwicklungen verzeichnet. Zusätzliche Förderungen 
stellen den größten Anteil an positiven Entwicklungen dar, wobei 40,4% negative Entwicklungen angeben. Der 
hohe Anteil an Organisationen, die keinerlei Auswirkungen angeben, mag erneut auf die Finanzierungsstruktur 
des Sozialsektors zurückzuführen sein.
Es lässt sich also ein Bild der negativen COVID-19 Betroffenheit von zwei Drittel der Organisationen zeichnen. 
Gleichwohl sollen die positiven Auswirkungen im Freiwilligenengagement, sowie auf Spenden und Förderungen 
nicht unerwähnt bleiben. In Kapitel 6.3.4 werden deshalb die qualitativen Befunde ergänzend dargestellt. Um 
die quantitative Bestandsaufnahme der COVID-19 Betroffenheit durch weiterführende Details aus dem Feld zu 
unter füttern, werden im Anschluss die Ergebnisse der qualitativen Erhebung ausgeführt. Diese zeigen ebenso, dass 
die COVID-19 Pandemie die Organisationen über alle Tätigkeitsfelder hinweg stark getroffen hat. Die  stärksten 
Auswirkungen wurden in Zusammenhang mit der finanziellen Situation, Herausforderungen im personellen Bereich, 
sowie der Notwendigkeit von (Teil-)Schließungen von Bereichen im Zuge des Lockdowns berichtet. 
Darüber hinaus wurden Einschränkungen der eigenen Arbeit durch die Schließung von Partnerorganisationen, 
sowie einer schwierigeren Erreichbarkeit öffentlicher Institutionen artikuliert. Änderungen in den alltäglichen 
Abläufen der Organisationen führten zudem zu einem erhöhten Verwaltungsaufwand. Organisationen, die durch 
ihre Angebote marktwirtschaftliche Einkünfte erzielen, klagten besonders stark über finanzielle Herausforde-
rungen durch die COVID-19 Krise. Die Höhe der Spendenerlöse blieb aus sektoraler Sicht grundsätzlich stabil 
(Directmind 2020), jedoch wurden Unterschiede zwischen verschiedenen Fundraisingmethoden festgestellt. 
Dabei wurden neben Rückgängen bei face-to-face Methoden und Unternehmensspenden starke Anstiege bei 
digitalen Spendenformen verzeichnet. 
Folgend werden die Auswirkungen der COVID-19 Krise auf Organisationen der einzelnen Tätigkeitsfelder (Pflege, 
Wohnen, Gewaltbetroffenheit, Kinder und Jugendliche, Menschen mit Behinderungen) vorgestellt.
6.3.1.1  Pflege
Organisationen im Bereich Pflege wurden vor allem durch finanzielle Auswirkungen, sowie Auswirkungen auf 
deren personelle Situation in ihren Tätigkeiten eingeschränkt. Neben Einnahmeausfällen wurden vor allem höhere 
Aufwände beklagt. Dabei spielten Schutzmaßnahmen für Mitarbeitende sowie KlientInnen eine wichtige Rolle. 
Darüber hinaus mussten Angebote für die Zielgruppe teilweise abgeändert werden. Die Auswirkungen der Krise 
wurden durch die InterviewpartnerInnen im Detail wie folgt beschrieben
Finanzielle Auswirkungen
Die InterviewpartnerInnen berichten einerseits von Einnahme- bzw. Spendenausfällen, da in der Zeit der Krise 
ältere SpenderInnen, die auf klassische Überweisungen via Erlagschein zurückgreifen, nicht in der Lage gewesen 
wären, Bankfilialen aufzusuchen. Darüber hinaus führte die COVID-19 Krise zu höheren Kosten für Organisationen, 
etwa durch die Anschaffung von Schutzmaßnahmen für die Betreuung von KlientInnen.
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Personalauswirkungen 
Es wurde von einer starken Betroffenheit durch die Reiseeinschränkungen berichtet, da ein großer Teil der Perso-
nenbetreuerInnen aus Rumänien, der Slowakei und Ungarn stammen. Eine Teilnahme am Pflege-Korridorzug war 
letztlich möglich. Zudem musste durch die Einführung von Tele-Working und verstärkten Sicherheitsmaßnahmen 
besondere Schritte in der Personalplanung getätigt werden. So wurde es als Herausforderung gesehen, mehrere 
Teams zu organisieren, um auf Quarantänefälle vorbereitet zu sein. Weiters wurde im Bereich der freiwilligen 
Mitarbeitenden ein leichter Rückgang festgestellt. Weitere Herausforderungen in der Koordinierung des Personals 
hingen mit oft abweichenden/unterschiedlichen Aussagen von VertreterInnen der Bundesregierung in Bezug auf 
Testungen und den Einreisebestimmungen zusammen. Es wurde berichtet, dass der Föderalismus in der Pflege 
eine Abstimmung unterschiedlicher Regelungen notwendig machte.
Mangel an Schutzausrüstung
Die Bereitstellung der Schutzausrüstung für die MitarbeiterInnen wurde als große Herausforderung gesehen, 
wobei auch die unklare Finanzierung zu Unsicherheiten in der Beschaffung beigetragen hat.
Schließungen
Beratungsstellen mussten auf besondere Öffnungszeiten oder telefonische und online-Angebote umgestellt 
werden. Somit wurde ein Mehraufwand in Zusammenhang mit der Betreuung der Zielgruppe, sowie ein erhöhter 
Verwaltungsaufwand durch die Dokumentation berichtet.
6.3.1.2  Wohnen
Im Tätigkeitsfeld Wohnen wurden Auswirkungen der COVID-19 Krise auf die personelle Situation und ein analog 
dazu erhöhter Verwaltungsaufwand dargelegt. Dabei führten die Installierung von Schutzmaßnahmen zur Ver-
minderung des Ansteckungsrisikos bei Mitarbeitenden sowie KlientInnen zu einem erheblichen Mehraufwand in 
Verwaltungstätigkeiten. Darüber hinaus wurden eine steigende Nachfrage der Zielgruppe sowie eine notwendige 
Einschränkung des Angebots berichtet. InterviewpartnerInnen in diesem Tätigkeitsfeld identifizierten folgende 
Auswirkungen auf die eigene Organisation.
Personalauswirkungen
Zum einen wird durch InterviewpartnerInnen ein Rückgang an ehrenamtlichen MitarbeiterInnen berichtet. Zum 
anderen wird die Dienstplanung als herausfordernd beschrieben, da versucht wurde, durch eine Einteilung des 
Personals in mehrere Teams das Ansteckungsrisiko der MitarbeiterInnen zu minimieren. Zudem wurde es durch 
die Situation auch notwendig, weitere Teams in Bereitschaft zu halten, was zu einer Mehrbelastung führte. 
Verwaltungsaufwand
Die Situation machte Umstrukturierungen und die Anwendung adäquater Schutzmaßnahmen notwendig, wobei 
beide Punkte einen erheblichen Mehraufwand für Organisationen darstellten. 
Änderungen der Nachfrage der Zielgruppe sowie im Angebot
InterviewpartnerInnen berichteten von einer grundsätzlich steigenden Nachfrage sowie einer Erweiterung der 
Zielgruppe. Zudem wurde angegeben, dass vor allem Essensangebote stärker nachgefragt würden, und derartige 
Leistungen ausgebaut wurden. Tageszentren und mobile Angebote in der Arbeit mit obdachlosen Menschen 
mussten jedoch zeitweise eingestellt bzw. geschlossen werden. Abgesehen davon berichteten Interview-
partnerInnen auch von einer teilweisen Offenhaltepflicht sowie der Notwendigkeit einer zusätzlichen Betreuung.
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6.3.1.3  Kinder und Jugendliche
Organisationen des Tätigkeitsfelds Kinder und Jugendliche wurden durch die Krise vor allem von finanziellen 
Auswirkungen und personellen Herausforderungen getroffen. InterviewpartnerInnen berichteten von gestei-
gerten Kosten für die Aufrechterhaltung ihres Leistungsangebots. Zudem konnten mobile Angebote nicht oder 
nur eingeschränkt weitergeführt werden, wodurch Umsatzeinbußen festgestellt wurden. Darüber hinaus wurde 
eine steigende Nachfrage nach den Angeboten der Organisationen wahrgenommen, wobei auch die stationäre 
Betreuung durch Schulschließungen erweitert werden musste. Außerdem wurde vor allem ein stärkerer Unter-
stützungsbedarf von Alleinerziehenden und getrennt lebenden Elternteilen festgestellt. Folgende Auswirkungen 
der Krise auf Organisationen in diesem Bereich wurden durch InterviewpartnerInnen identifiziert.
Finanzielle Auswirkungen
InterviewpartnerInnen berichteten von einer schleppenden Kommunikation mit FördergeberInnen, wobei 
Anpassungen der Zahlungsflüsse auf Basis der Angebotsrückgänge angekündigt wurden. Dies führte zu einer 
anfänglichen Beunruhigung in Bezug auf die finanzielle Situation der Organisationen. Weiters wurden höhere 
Kosten berichtet, um das Leistungsangebot weiterführen und den gesteigerten Betreuungsaufwand bewältigen 
zu können. Letzterer bedingt auch höhere Personalkosten, wobei zusätzliche Unklarheit über eine mögliche 
Deckung und Finanzierung herrscht. Durch die erzwungene Reduzierung von Angeboten, die nicht mit einer 
stationären Betreuung zusammenhängen (wie beispielsweise mobile Beratungsstunden oder Prozessbegleitun-
gen für Kinder und Jugendliche) kam es zudem zu einem Umsatzrückgang in den betroffenen Organisationen. 
Außerdem berichten InterviewpartnerInnen eine Verminderung der Spendeneinnahmen, wobei hier mit einer 
weiteren negativen Entwicklung gerechnet wird.
Personalauswirkungen
Personelle Angelegenheiten werden von einem großen Teil der InterviewpartnerInnen als Herausforderung be-
schrieben, wobei vor allem Änderungen in der Diensteinteilung angegeben wurden. Die Notwendigkeit, mehrere 
Teams als Vorbereitung für etwaige Quarantänefälle zu etablieren, hat sich als besondere Schwierigkeit heraus-
gestellt. Um das Angebot aufrechterhalten zu können, wurden MitarbeiterInnen der mobilen Betreuung zum Teil 
in der stationären Betreuung von Kindern und Jugendlichen eingesetzt. Unterstützend wurden Arbeitsplätze 
auf Tele-Working umgestellt.
Steigende Nachfrage der Zielgruppe
Knapp die Hälfte der InterviewpartnerInnen gab an, dass die Nachfrage nach Leistungen im Kinder- und Jugend-
bereich gestiegen sei. Vor allem die Unterstützung von Alleinerziehenden und getrennt lebenden Elternteilen 
wurde sichtbar. Diese hängen üblicherweise stark von ihren sozialen Netzwerken ab, wobei eine derartige 
Unterstützung während des Lockdowns nicht möglich war. Außerdem wird von Unklarheiten berichtet, ob 
 Kinder beide Elternteile sehen dürfen. Durch die Schulschließungen wurde in stationären Wohneinrichtungen 
eine ganztägige Betreuung notwendig.
Einschränkungen der Arbeit
Mobile Angebote für Kinder und Jugendliche (z.B. mobile Beratungen oder Kindergärten) mussten während des 
Lockdowns heruntergefahren werden und konnten teilweise noch nicht auf volle Kapazität zurückgeführt werden. 
InterviewpartnerInnen berichteten, dass unter anderem Prozessbegleitungen reduziert werden mussten. Durch 
die Schließungen der Schulen kam es zudem zum Erliegen der Schulsozialarbeit.
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6.3.1.4  Menschen mit Behinderungen
Im Bereich Menschen mit Behinderungen wurden ebenso finanzielle Auswirkungen durch Umsatzeinbußen 
und höhere Kosten für die Anschaffung von Schutzmaterialien identifiziert. Zudem mussten Teilbereiche, wie 
Tageszentren oder Werkstätten, geschlossen werden. Andere Bereiche, wie beispielsweise betreute Wohn-
formen, mussten offengehalten werden, wodurch personelle Reaktionen notwendig wurden. Weiters wurden 
Einschränkungen durch eine verringerte Nachfrage von KundInnen und Abmeldungen von Angeboten durch 
KlientInnen wahrgenommen. Im Detail wurden folgende Auswirkungen der Krise auf Organisationen in der Arbeit 
mit Menschen mit Behinderungen beschrieben:
Finanzielle Auswirkungen
Die InterviewpartnerInnen berichteten von Umsatzeinbußen, die in Bereichen der Eigenerwirtschaftung, sowie 
durch wegfallende Angebote für die Zielgruppe verzeichnet werden. Dazu zählen Gruppentherapien, Tages-
stätten, Beratungen und Werkstättenangebote für Menschen mit Behinderungen. Darüber hinaus kam es durch 
die Anschaffung von Schutzmaterialien sowie Schulungen der Teams zu finanziellen Mehraufwänden für die 
Organisationen.
Reduzierung der Angebote
Teilbereiche der Organisationen mussten durch den Lockdown geschlossen bzw. heruntergefahren werden. 
Dazu zählen Tageszentren und Werkstätten sowie Kurse und Freizeitangebote für die KlientInnen. Außerdem 
mussten Besuchs- und Mobilitätseinschränkungen für die Zielgruppe eingerichtet werden, um das COVID-19 
Ansteckungsrisiko zu vermeiden.
Personalauswirkungen
Ähnlich wie in anderen Bereichen wurden auch hier Änderungen in der Personalplanung notwendig. Es wurde 
berichtet, dass in Wohneinrichtungen anfänglich auf kleinere, voneinander unabhängige Teams umgestellt wurde, 
was letztlich zu starken Belastungen für MitarbeiterInnen führte.
Offenhaltepflichten
Einige InterviewpartnerInnen gaben an, dass es für Teile ihres Angebots zu einer Offenhaltepflicht gekommen 
sei. Grund dafür sind teilweise explizite Verordnungen der öffentlichen Hand, eine Schadensminderungspflicht 
für Sozialunternehmen, oder faktische Gründe, wie etwa bei betreuten Wohnformen.
Sinkende Nachfrage
Im Bereich der integrativen Betriebe wird eine verringerte Nachfrage durch KundInnen wahrgenommen. 
Zudem kam es in Tagesstätten vermehrt zu Abmeldungen, wobei diese Plätze nicht vollständig nachbesetzt 
werden konnten. Darüber hinaus wurde der Bereich der Eingliederung von Menschen mit Behinderungen in den 
 Arbeitsmarkt von Maßnahmen des Arbeitsmarktservices direkt betroffen. So mussten etwa Kursangebote für 
die Zielgruppe gestrichen werden.
6.3.1.5  Gewaltbetroffenheit
Organisationen im Bereich Gewaltbetroffenheit waren stark durch Einschränkungen ihrer Tätigkeiten in Zusammen-
hang mit der Verringerung des Angebots öffentlicher Institutionen betroffen. Durch geschlossene Anlaufstellen und 
Institutionen konnten etwa Straf- bzw. Scheidungsverfahren nicht weitergeführt werden. Darüber hinaus wurden 
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eine starke Belastung der BetreuerInnen und Schwierigkeiten bei der Aufnahme neuer KlientInnen identifiziert. 
Eine verringerte Sichtbarkeit der Zielgruppe durch den Lockdown sowie Schwierigkeiten in Zusammenhang mit 
Sicherheitsmaßnahmen führten zu einer herausfordernden Situation. Im Detail wurden folgende Auswirkungen 
durch InterviewteilnehmerInnen berichtet:  
Einschränkungen der Arbeit durch die Verringerung des Angebots öffentlicher Institutionen
Für dieses Tätigkeitsfeld wichtige öffentliche Institutionen waren über längere Zeit unerreichbar, wie etwa Magist-
ratsstellen, Eltern-Kind Zentren oder Ambulanzen. Zudem wurde berichtet, dass durch geschlossene Anlaufstellen 
und der fehlenden Möglichkeit, Strafverfahren und Scheidungen zu bearbeiten eine sehr schwierige Situation 
für die Zielgruppe entstanden ist. Gleichzeitig führte dies zu finanziellen Einbußen in den Organisationen, da 
Prozessbegleitungen durch FördergeberInnen nicht pauschal abgerechnet werden.
Personalauswirkungen
Die Belastung für BetreuerInnen in diesem Bereich wird als stark beschrieben. Dabei berichten Interviewpart-
nerInnen von einer verstärkt benötigten – für Organisationen kostenintensiven – Supervision.
Verringerte Sichtbarkeit der Zielgruppe
InterviewpartnerInnen berichteten von Schwierigkeiten, neue KlientInnen aufzunehmen, weil etwa Schwangere 
nicht besucht werden durften. Dadurch wurden auch einige Betreuungsverhältnisse abgebrochen. Weiters 
wurde ebenso im Bereich gewaltbetroffener Kinder und Jugendlicher in der Zeit des Lockdowns eine geringere 
Nachfrage wahrgenommen, da diese nicht in ihren Bezugssystemen waren. Die Sichtbarkeit häuslicher Gewalt 
war somit verringert.
Erhöhter Verwaltungsaufwand
Als eine besondere Herausforderung wurde der Ablauf der Aufnahme neuer KlientInnen beschrieben. Dabei 
stehen Fragen zu Sicherheitsmaßnahmen und einer Reduktion des Ansteckungsrisikos im Mittelpunkt. Darüber 
hinaus wurde die Information für KlientInnen zu bestehenden Hygiene-Regeln als herausfordernd berichtet.
6.3.2  Reaktionen
Aus den Ergebnissen zur Betroffenheit der Organisationen lässt sich darstellen, dass der österreichische 
Sozialsektor durch die COVID-19 Pandemie stark gefordert worden ist. Im folgenden Kapitel sollen deswegen 
die Reaktionen, welche die Organisationen gesetzt haben, dargestellt und dabei Vergleiche der quantitativen 
Erhebung mit den WIFO Konjunkturtest Sonderausgaben 1 und 2 (Hölzl 2020; Hölzl et al. 2020) durchgeführt 
und im Anschluss die qualitativen Befunde dargelegt werden. 
Bei den WIFO Konjunkturtest Sonderausgaben handelt es sich um ein freiwilliges Zusatzmodul des WIFO Kon-
junkturtests, einer regelmäßigen Panelerhebung von über 1500 Unternehmen in Österreich. Die Erhebungen für 
diese Ausgaben wurden im April und Mai durchgeführt und bilden somit die Zeit des COVID-19 Lockdowns ab. Da 
die quantitative Erhebung dieser Studie den gesamten Zeitraum der bisherigen COVID-19 Pandemie untersucht, 
ergibt sich hier eine gute Vergleichsbasis.
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Veränderungen in der Arbeitsstruktur und Kündigungen
Grundsätzlich nahmen im Privat- als auch Sozialsektor rund 70% der Organisationen Tele-Working (Home-Office 
in: Hölzl 2020, S.5) in Anspruch, wobei große Organisationen (>250 MitarbeiterInnen) zu 100% bzw. in der WIFO 
Studie zu 95% darauf zurückgegriffen haben. Die Anmeldung zur Kurzarbeit stellt die zweitmeist durchgeführte 
Reaktion dar, wobei der Unternehmenssektor mit knapp 65% dieses Instrument häufiger (um mehr als 20%) 
verwendet hat als der Sozialsektor. Kündigungen wurden im Sozialsektor nur spärlich durchgeführt, wobei 
ausschließlich kleine (< 49 MA) und mittelgroße Organisationen (50-249 MA) davon betroffen waren (siehe 
Abbildung 3).
Abbildung 3: Vergleichende Darstellung der COVID-19 Reaktionen entlang der  Organisationsgröße
Quelle: eigene Darstellung
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Finanzierungsmaßnahmen
In Hinblick auf die Finanzierungsmaßnahmen lässt sich auch hier der Trend bestätigen, dass größere Organisationen 
eine höhere Anzahl an Reaktionen setzten, was auf die Bedeutung einer ausdifferenzierten Ver waltungsstruktur 
hinweisen könnte. Gleichzeitig sind große Organisationen stärker gezwungen Investitionsprojekte aufzuschieben, 
wobei der Sozialsektor durchschnittlich weniger davon betroffen ist als der Unternehmenssektor. Die WIFO 
Konjunkturtest Sonderausgabe 2 befand diesbezüglich, dass mehr als 40% Investitionsprojekte aufschoben, 
während dies 26,3% der befragten NPOs betrifft (siehe Abbildung 3). 
Innovation und Weiterbildung
Allgemein positiv zu vermerken ist, dass über ein Viertel (27,3%) der Sozialorganisationen angeben, neue Angebote 
und Leistungen als Reaktion auf COVID-19 entwickelt zu haben und 15% aufgrund dessen in Weiterbildungen 
investiert haben. Dabei setzten überdurchschnittlich viele kleine Organisationen auf Weiterbildungsmaßnahmen. 
Sonstige Reaktionen, welche die Organisationen tätigten, waren der Abbau von Urlaub und Zeitausgleich sowie 
Umstrukturierungen und Sonderurlaub für Betreuung (siehe Abbildung 3). 
Vergleich der Tätigkeitsfelder
Entlang der Tätigkeitsfelder zeigt sich, dass die Sozial- und Gesundheitsdienstleister überdurchschnittlich viele 
Investitionsprojekte aufschieben mussten. Auch der Aufschub von Zahlungen schlägt sich mit 27,9% in diesem 
Tätigkeitsfeld wesentlich höher als der Durchschnitt von 15,3% nieder. Organisationen im Behindertenbereich 
griffen währenddessen am stärksten auf Kurzarbeit zurück, konnten andererseits aber keine neuen Finanzierungs-
formen erschließen. Kinder- und Jugendorganisationen nutzten Tele-Working am stärksten, investierten jedoch 
am wenigsten in Weiterbildungen (siehe ergänzend im Anhang Abbildung 10).
Für das detailliertere Verständnis des österreichischen Sozialsektors während der COVID-19 Pandemie werden 
im folgenden Kapitel die Ergebnisse der qualitativen Erhebung dargestellt. Die qualitativen Daten ergeben, dass 
die befragten Organisationen unterschiedliche Maßnahmen als Reaktion auf die Pandemie gesetzt haben. Die 
Analyse zeigt Maßnahmen auf, die über alle Tätigkeitsbereiche hingweg implementiert wurden. Gleichzeitig 
können Trends für die einzelnen Bereiche erkannt werden.
6.3.2.1  Pflege
Im Bereich der Pflege berichteten die InterviewpartnerInnen von Einschränkungen des Leistungsumfangs, aber 
auch von Erweiterungen des Angebots. In den befragten Organisationen wurden keine sofortigen finanziellen 
Maßnahmen gesetzt. Einige Veränderungen gab es in personeller Hinsicht, wobei grosso modo keine Kündigungen 
stattfanden. 
Einschränkungen des Leistungsumfangs 
Die Maßnahme der Leistungseinschränkung bezieht sich vor allem auf die mobile Betreuung und die Tagesange-
bote. Einschränkungen traten vor allem bei den nicht dringend notwendigen Pflegevisiten auf, da, wenn möglich, 
Hausbesuche ausgesetzt wurden. Im Tagesangebot sowie dem stationären Bereich wurden Freizeitangebote 
verringert und nur in einem minimalen Ausmaß angeboten. Im stationären Bereich wurden die Betreuungs-
aktivitäten leicht eingeschränkt und die Kapazitäten reduziert, um den notwendigen Raum zu schaffen. Zudem 
wurden Besuchseinschränkungen für Angehörige eingeführt. 
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Erweiterungen des Leistungsumfangs
Angebote wie beispielsweise „Essen auf Rädern“ wurden ausgebaut, weil ältere Menschen oft das Haus nicht mehr 
verließen. Zur Prävention von Infektionen und Übertragungen wurde, wo möglich, auf telefonische Fallbetreuung 
umgestellt. Dafür wurde der Kontakt mit KlientInnen und Angehörigen intensiviert, um die Versorgung nicht ab-
reißen zu lassen. Das Dienstleistungsangebot wurde durch telefonische Konsulationsdienste und psychosoziale 
Teleberatung erweitert. Zusätzlich wurden beispielsweise digitale Pflegekurse für Angehörige angeboten und 
Lernvideos zur korrekten Verwendung von Schutzmaßnahmen entwickelt. 
Personalmaßnahmen
Keine der InterviewpartnerInnen gab an, auf Kurzarbeit zurückgegriffen zu haben. Weiters wurden keine 
Kündigungen verzeichnet. Im Verwaltungsbereich wurde, wo möglich, auf Tele-Working umgestellt. Viele der 
InterviewpartnerInnen hätten mehr Personal benötigt und auch eingestellt, was aber aufgrund von Mangel an 
qualifiziertem Personal in der Pflege nicht möglich war. Als Präventivmaßnahme wurde nur in (kleinen) Teams 
gearbeitet, um einer flächendeckenden Ansteckung vorzubeugen. Zudem wurden die MitarbeiterInnen in unter-
schiedlichen Sprachen in der Anwendung der Schutzmaßnahmen geschult.
6.3.2.2  Menschen mit Behinderungen
VertreterInnen von Organisationen, die mit Menschen mit Behinderungen arbeiten, setzten unterschiedliche 
Maßnahmen zu Beginn der Pandemie. Es kam ebenso wie in der Pflege zu Einschränkungen sowie Erweiterungen 
des Leistungsumfangs. Im Verwaltungsbereich wurde auf Tele-Working umgestellt. Kurzarbeit wurde hauptsäch-
lich in der Verwaltung und teils in anderen Bereichen genutzt, die sehr stark von den Schließungen betroffen 
waren. Zu Kündigungen kam es hauptsächlich in einem Sozialunternehmen, dessen kompletter Betrieb eingstellt 
werden musste. Schutzausrüstung wurde von den jeweiligen Organisationen selbst oder in Kooperation mit 
anderen angeschafft.
Einschränkungen des Leistungsumfangs 
Auch in der Arbeit mit Menschen mit Behinderungen kam es zu Einschränkungen des Leistungsumfangs. Gruppen-
aktivitäten waren viele Wochen nicht möglich und sind es jetzt auch nur im kleinen Rahmen. Das Freizeitangebot 
für die Zielgruppe wurde verringert. Tageszentren mussten oft geschlossen und die mobilen Dienste eingestellt 
werden. Grundsätzlich wurde versucht, face-to-face Kontakte stark zu beschränken. Bei massiven Krisen kam 
es zu einem persönlichen Kontakt, ansonsten fanden Beratungen per Telefon und Video statt. In akuten Fällen 
wurden auch auf Beratungsgespräche während eines Spaziergangs zurückgegriffen. Zudem konnte in der 
Wohnassistenz nicht das volle Leistungsausmaß verrichtet werden. 
Erweiterungen des Leistungsumfangs
Der Großteil der Mehrarbeit fand im ambulanten und stationären Bereich statt. Da der Zielgruppe oft die 
technische Infrastruktur für digitale Kommunikation fehlt, mussten zusätzliche Möglichkeiten zur analogen 
Betreuung geschaffen werden. Dazu wurde beispielsweise ein Lieferdienst eingerichtet, der notwendige Dinge 
zu den KlientInnen nach Hause brachte. Wenn möglich wurde auf Onlineberatung umgestellt. Zusätzlich wurden 
tagesstrukturierende Maßnahmen über digitale Medien umgesetzt, sowie Informationen über Videos und Web-
seiten geteilt. Den Besuchsverboten wurde primär durch Telekommunikation via Smartphones und Tablets sowie 
Besuchen im Freien entgegengewirkt. Ausbildungs- und Beratungsangebote fanden ebenso digital statt. Da die 
Zielgruppe bei einer COVID-19 Infektion nicht immer in einem Krankenhaus untergebracht werden konnte, wurde 
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von einer befragten Organisation selbst ein Quarantänehaus geschaffen, um im Infektionsfall diese Menschen 
passend betreuen zu können.
Personalmaßnahmen
Die Organisationen berichteten von Dienstplanänderungen und einer Umstellung auf kleine, abgeschlossene 
Teams, um Ausfälle im Falle einer Infektion gering zu halten. MitarbeiterInnen mussten aufgrund von Ände-
rungen im Leistungsangebot teilweise andere Aufgaben übernehmen oder die Abteilung wechseln. Kurzarbeit 
wurde hauptsächlich in der Verwaltung genutzt, Risikogruppen waren teilweise im Krankenstand und Eltern mit 
Betreuungspflichten wurden freigestellt. Aus diesem Grund war es oft schwierig, alle notwendigen Dienste zu 
besetzen. In Organisationen mit geringerer Auslastung wurden MitarbeiterInnen aufgefordert, Mehrstunden und 
Urlaub abzubauen. In vielen Organisationen entstand jedoch eine große Anzahl an Mehrstunden.
Finanzielle Maßnahmen
In der Betreuung von Menschen mit Behinderungen kam es zum Ausfall von Leistungsstunden. Diese Einbußen 
wurden beispielsweise durch Rücklagen ausgeglichen, oder durch Verhandlungen mit Vertragspartnern gedeckt. 
Es wurden zusätzliche Projektförderanträge gestellt und versucht, Sonderfinanzierungen aufzustellen. Eine der 
VertreterInnen eines Sozialunternehmens machte zudem von der Stundung der Monatsmiete und der Kranken-
kassenbeiträge Gebrauch und beantragte erfolgreich einen Überbrückungskredit. Um den Bedarf an technischer 
Infrastruktur für die Zielgruppe decken zu können, bemühten sich VertreterInnen beispielsweise um Sachspenden.
6.3.2.3  Wohnen
Im Bereich Wohnen reagierte der Großteil der befragten VertreterInnen mit einem Ausbau des Leistungsum-
fangs. In dieser Kategorie wurden folglich die wenigsten Diensleistungseinschränkungen verzeichnet. Die Zahl 
der MitarbeiterInnen wurde gleichgehalten oder aufgestockt, wobei hierfür meist die finanziellen Mittel fehlten. 
Kurzarbeit wurde insbesondere in den sozialunternehmerischen Branchen der Organisationen in Anspruch ge-
nommen. Abgesehen von der Umstellung auf Tele-Working war das Ausmaß der Digitalisierung überschaubar, 
was der Zusammensetzung der Zielgruppe und der Art der Leistungserbringung geschuldet ist.
Einschränkungen des Leistungsumfangs 
Im Bereich des Wohnens kam es zu wenigen Leistungseinschränkungen, was von den VertreterInnen der Organi-
sationen mit der steigenden Nachfrage und der Vulnerabilität der Zielgruppe erklärt wurde. Einige wenige 
Einschränkungen waren durch die vorgeschriebenen Abstandsregelungen bedingt. Hier wurde beispielsweise 
die Kleiderausgabe während des Lockdowns eingestellt. Zudem wurden Notquartiere in Dauerquartiere umge-
wandelt, wobei die Anzahl der Plätze aufgrund von COVID-19 reduziert werden musste. Sozialunternehmerische 
Branchen der Organisationen mussten geschlossen werden, was zu einem substanziellen Umsatzeinbruch führte.
Erweiterungen des Leistungsumfangs
Die Erweiterungen des Leistungsumfangs wurden dadurch erklärt, dass die Zielgruppe besonders vulnerabel 
ist und sich zusätzlich vergrößert habe. Insbesondere das medizinische Angebot wurde ausgebaut, um die oft 
gesundheitlich vorbelastete Zielgruppe gut betreuen zu können. Anlaufstellen für medizinische Belange waren 
durch die Pandemie überdurchschnittlich ausgelastet. Es wurde ein Gesundheitstelefon initiiert, um kontaktlos 
beraten zu können. Zudem wurde das Angebot der Essensausgabe erweitert, da viele Menschen aufgrund von 
Arbeitslosigkeit Unterstützung brauchen. 
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6.3.2.4  Kinder und Jugendliche
In der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen kam es je nach Bereich zu Einschränkungen, aber auch zu Erweiterun-
gen des Leistungsumfangs. Ab Mitte März wurden insbesondere in der Verwaltung auf Tele-Working umgestellt 
und wenn möglich die Dienstleistungen digitalisiert. Die Organisationen setzten je nach Leistungsumfang und 
Nachfrage der Zielgruppe unterschiedliche personelle und finanzielle Maßnahmen.
Einschränkungen des Leistungsumfangs 
Leistungseinschränkungen fanden in der Form von Schließungen statt, wie beispielsweise in der Kinderbetreuung. 
Diese wurde nur für Kinder angeboten, deren Eltern in systemrelevanten Berufen täig sind. Gruppenaktivitäten 
waren nicht möglich und werden auch jetzt nur im kleinen Rahmen angeboten. In allen Beratungstätigkeiten 
wurde versucht, die physischen Kontakte so gering wie möglich zu halten, weshalb beispielsweise psychothe-
rapeutische face-to-face Angebote eingestellt wurden. Die mobile Betreuung wurde gekürzt oder, wo möglich, 
auf digitale Formate umgestellt. Zudem verzeichneten manche Organisationen einen Rückgang der Anfragen 
aufgrund fehlender Kontakte zwischen SozialarbeiterInnen oder PsychologInnen mit Kindern und Jugendlichen 
in den Schulen. 
Erweiterungen des Leistungsumfangs
In bestimmten Teilbereichen, wie beispielsweise den Wohngemeinschaften, kam es aufgrund von Schulschließun-
gen zu einem größeren Arbeitsaufkommen. Hier waren die Kinder ganztägig zu betreuen. Durch die Vertrautheit 
der Kinder und Jugendlichen mit digitaler Kommunikation ab einen gewissen Alter wurde die Umstellung auf 
digitale Angebote meist gut angenommen und oft sogar als positive Entwicklung gewertet. Beratungs- und 
Therapiedienstleistungen wurden insbesondere mit älteren Kindern und Jugendlichen telefonisch durchgeführt. 
Personalmaßnahmen
In Bereichen, in denen es zu verordneten Schließungen kam, wurde teils von der Kurzarbeit Gebrauch gemacht. 
Alternativ wurden MitarbeiterInnen, die von Leistungsrückgängen betroffen waren, in den stark belasteten 
stationären und ambulanten Bereichen eingesetzt, um dort beispielsweise außerschulischen Unterricht und 
Lernhilfe anzubieten. Betreuungspflichtige Eltern wurden freigestellt. In Organisationen, die einen Rückgang 
der Nachfrage verzeichneten, wurden während der Zeit des Lockdowns Überstunden abgebaut. Einige Inter-
viewpartnerInnen berichteten jedoch von zusätzlichen Anstellungen aufgrund der großen Auslastung und der 
Erweiterung des Angebots.
Finanzielle Maßnahmen
Organisationen, die großteils von öffentlicher Hand finanziert werden und deshalb keinen finanziellen Ausfall 
verzeichneten, setzten keine finanziellen Maßnahmen. Andere Organisationen fuhren Fundraising-Tätigkeiten 
in der Zeit des Lockdowns zurück. Benefizveranstaltungen mussten abgesagt werden. Teils wurde auf Auftrag-
geberInnen bezüglich der Finanzierung von zusätzlichen Aufwendungen zugegangen. 
6.3.2.5  Gewaltbetroffenheit
In der Arbeit mit Gewaltbetroffenen sind die Maßnahmen hauptsächlich durch die schwankende Nachfrage 
der KlientInnen bedingt. Aus den Interviews geht hervor, dass es während des Lockdowns zu einer Leistungs-
einschränkung kam. Mit Ende des Lockdowns stiegen die Anfragen jedoch drastisch an, folglich fand ein Ausbau 
des Leistungsangebots statt. In diesem Bereich mussten ähnlich wie in der Pflege wenige finanzielle Maßnahmen 
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getroffen werden. Die Maßnahme der Kurzarbeit wurde von keiner der Organisationen in Anspruch genommen. 
Insbesondere in der Verwaltung und Beratung wurde auf Tele-Working umgestellt, was jedoch in manchen 
Organisationen aufgrund von Richtlinien zur Datensicherung eine Herausforderung darstellte. 
Einschränkungen des Leistungsumfangs 
In der Arbeit mit Gewaltbetroffenen kam es zu einem Rückgang der Anfragen während des Lockdowns. Physische 
Beratungen wurden reduziert, ebenso wie Gruppenangebote. Eine der InterviewpartnerInnen berichtete, dass 
digitale Gruppenangebote nur anfangs von der Zielgruppe angenommen wurden, und deshalb nach kurzer Zeit 
eingestellt wurden. Zwar waren die Anlaufstellen durchgehend für akute Fälle geöffnet, Einzelberatungen fanden 
dennoch fast ausschließlich digital statt. Die VertreterInnen der Organisationen hielten fest, dass Therapien in 
diesem Bereich digital oft schwierig und nur bedingt zielführend sind.
Erweiterungen des Leistungsumfangs
Im Opferschutz blieben die Nachfrage laut den InterviewpartnerInnen unter der Erwartung, eine Steigerung hat 
sich erst nach der Quarantäne eingestellt. Um für die Zielgruppe während des Lockdowns weiterhin erreichbar 
zu sein, wurden Chatberatungen eingeführt. Da Gruppeneinheiten nicht möglich waren, fand ein Umstieg auf 
Einzelarbeit statt, was zwar gut angenommen wurde, aber zu einem Mehraufwand für die MitarbeiterInnen führte.
6.3.3  Inanspruchnahme von Maßnahmen
Um die Auswirkungen der COVID-19 Pandemie auf die Organisation abzufedern, wurden in einer Vielzahl der 
analysierten Organisationen Unterstützungsmaßnahmen öffentlicher Institutionen in Anspruch genommen. Vor 
allem die Corona-Kurzarbeit wurde von vielen Organisationen genutzt. Dabei war und ist diese Unterstützungs-
maßnahme vorrangig für Sozialorganisationen in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, sowie Menschen mit 
Behinderungen relevant. Unabhängig vom Tätigkeitsfeld wurde die Corona-Kurzarbeit überwiegend ausschließlich 
für einen Bruchteil der MitarbeiterInnen in Anspruch genommen. Weiters bereitet sich ein großer Teil auf eine 
Einreichung beim NPO-Unterstützungsfonds vor. Hierbei steht für viele auch die Frage, ob man die Kriterien 
für eine erfolgreiche Beantragung erfüllt, noch zur Klärung. Weitere Unterstützungsmaßnahmen, die vereinzelt 
in Anspruch genommen wurden, betreffen den Härtefallfonds, den Personalkostenzuschuss im Rahmen § 32 
EpidemieG, den Sonderbetreuungsurlaub für MitarbeiterInnen, eine Stundung der Sozialversicherungsbeiträge, 
Überbrückungskredite und den Anerkennungsfonds für Freiwilliges Engagement. 
Darüber hinaus erfolgte im Rahmen der Koordinierung mit Institutionen der einzelnen Bundesländer in einigen 
Fällen eine Unterstützung auf Landesebene. Dazu zählten eine Rückerstattung der Corona-Gefahrenprämie für 
MitarbeiterInnen, anderer entstandener Kosten im Rahmen von Dienstfreistellungen und Quarantänekosten, 
sowie Liquiditätshilfen.
Dieses Bild der Inanspruchnahme öffentlicher Maßnahmen auf Bundesebene spiegelt sich in den quantitativen 
Befunden wieder.
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n = 61 n = 28 n = 12 n = 13
Anzahl Prozent Anzahl Prozent Anzahl Prozent Anzahl Prozent
Corona-Kurzarbeit 28 45,9% 14 50,0% 5 41,7% 7 53,8%
keine Maßnahme 19 31,1% 7 25,0% 4 33,3% 3 23,1%
NPO-Unterstützungsfonds 15 24,6% 10 35,7% 1 8,3% 4 30,8%
Sonstiges 6 9,8% 0 0,0% 3 25,0% 1 7,7%
Fixkostenzuschuss 3 4,9% 2 7,1% 1 8,3% 0 0,0%
Corona-Hilfsfonds 
(Garantien)
1 1,6% 1 3,6% 0 0,0% 0 0,0%
Härtefallfonds 0 0,0% 0 0,0% 0 0,0% 0 0,0%
Gesamt 72 34 14 15
Quelle: eigene Darstellung
Von den 61 befragten Organisationen griffen 45,9% auf Kurzarbeit zurück, während 23% eine Einreichung 
beim NPO-Unterstützungsfonds anstreben. 31,1% nutzten das offene Textfeld um klarzustellen, dass keine der 
öffentlichen Maßnahmen in Anspruch genommen wurde. Fixkostenzuschuss und Corona-Hilfsfonds spielen 
nur marginal eine Rolle, der Härtefallfond wurde von niemandem bezogen. Als sonstige Maßnahmen wurden 
Förderungen seitens der Länder, Sonderbetreuungszeit, sowie die Stundung von Sozialabgaben und laufende 
Refundierungsanträge an öffentliche Stellen genannt (siehe Tabelle 3).
Abbildung 4: Zufriedenheit mit öffentlichen Unterstützungsmaßnahmen
Quelle: eigene Darstellung
Für die Analyse der Zufriedenheit mit den öffentlichen Unterstützungsmaßnahmen wurden 19 Fälle aufgrund 
der Angabe keine öffentlichen Unterstützungsmaßnahmen in Anspruch genommen zu haben (siehe Tabelle 3), 
exkludiert. Die Grundstimmung lässt sich als mehrheitlich positiv beschreiben, wobei gesamt 16,7% angeben 
Gesamt (n = 44)
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Behinderung (n = 11)
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Jugendliche (n = 8)
Soziale und Gesundheits-
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in Prozent (%)
11,4 4,534,143,26,8
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unzufrieden zu sein. Tätigkeitsfeldspezifisch zeigt sich ein sehr diverses Bild. Der hohe Anteil an indifferenten 
Antworten lässt dabei Interpretationsspielraum offen (siehe Abbildung 4).
Verbesserungsvorschläge für öffentliche Unterstützungsmaßnahmen, die im Rahmen der qualitativen Befragung 
aufkamen, betreffen vielfältige Themengebiete. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf der Kommunikation seitens 
öffentlicher Institutionen in Zusammenhang mit den erlassenen Richtlinien sowie den FördergeberInnen. Der 
gesundheitspolitische Maßnahmen-Mix, sowie die Kommunikation der Richtlinien durch die Bundesregierung 
wird von InterviewpartnerInnen als verwirrend und zu kurzfristig beschrieben. Fundierte Informationen zum 
Umgang mit COVID-19 wären demnach nicht deutlich genug sowie zu wenig proaktiv kommuniziert worden. 
Zudem wurden Fälle beschrieben, in denen die Zuständigkeiten der Behörden unklar waren. Die Kommunikation 
mit FördergeberInnen wird als schleppend beschrieben, wobei auch langsame Rückmeldungen und eine lange 
Bearbeitungsdauer kritisiert wurden. Ganz allgemein wäre darüber hinaus eine stärkere Präsenz und differenzier-
tere Unterstützung für verschiedene Gruppen, wie beispielsweise PersonenbetreuerInnen, gewünscht gewesen.
Im Rahmen der COVID-19 Krise entstanden auch finanzielle Unsicherheiten, die durch die derzeit vorhandenen 
Maßnahmen nicht zufriedenstellend abgedeckt werden. So besteht in einigen Organisationen Unklarheit über 
die Finanzierung der Corona-Gefahrenprämie, obwohl diese in naher Zukunft ausgeschüttet werden muss. Der 
NPO-Unterstützungsfonds wäre früher gewünscht gewesen, da Mehrkosten für die Organisation in Zusam-
menhang mit der Beschaffung von Schutzausrüstung und dem Personal bereits beglichen werden mussten. 
Darüber hinaus werden Entscheidungskriterien bei der Vergabe der Unterstützungsmaßnahmen kritisiert. Die 
für den NPO-Unterstützungsfonds herangezogenen Einnahmeausfälle seien unpassend, da einige Organisati-
onen ihr Leistungsangebot beibehalten oder ausgebaut haben. Somit seien zwar erhöhte Kosten, aber keine 
Einnahmenausfälle entstanden. Außerdem wird kritisiert, dass für NPOs die Möglichkeit, Rücklagen (und somit 
Eigenkapital) aufzubauen gehemmt wird, für die Vergabe von Liquiditätshilfen in Krisenzeiten dann aber die 
Eigenkapitalquote als Bewertungskriterium herangezogen wird. In Fällen eines vergrößerten Leistungsumfangs 
ist auch ein Lohnkostenzuschuss erwünscht, um diesen trotz höherer Ausgaben bewerkstelligen zu können. 
Weiters wurde Unmut darüber geäußert, dass bei jetzigen Unterstützungsmaßnahmen die Möglichkeit der 
Kannibalisierung mit Förderungen auf Länderebene besteht. Kombiniert mit antizipierten Budgetkürzungen auf 
Länderebene entsteht durch diese Faktoren eine erhöhte Planungsunsicherheit für Sozialorganisationen. Vor 
allem Organisationen, die sich auch oder gänzlich über Markteinkommen finanzieren, wie Sozialunternehmen, 
sind von dieser Planungsunsicherheit betroffen.
Einige InterviewpartnerInnen berichteten zudem, dass die Versorgung mit Schutzausrüstung nicht zufrieden-
stellend gehandhabt wurde. So wäre es gewünscht gewesen, dass Schutzausrüstung schneller zur Verfügung 
steht. Zudem herrschte auch hier Unklarheit bezüglich deren Beschaffung und eine stärkere Unterstützung durch 
die öffentliche Hand wäre erhofft gewesen. Vor allem unter Organisationen, die stationäre Pflegeeinrichtungen 
oder Wohnmöglichkeiten für ihre Zielgruppen zur Verfügung stellen, ist dieser Punkt von verstärkter Relevanz.
6.3.4  Positive Entwicklungen und Innovationsfähigkeit
Trotz der großen Betroffenheit des Sozialsektors durch COVID-19 berichteten die InterviewpartnerInnen von 
positive Entwicklungen in den Organisationen. Aus den qualitativen Daten lassen sich sechs Bereiche ableiten, 
in denen die genannten Entwicklungen verortet werden können.
Auswirkungen der COVID-19 Pandemie auf die soziale Infrastruktur in Österreich118
Digitalisierung
Der verstärkte und teilweise plötzliche Schub im Bereich der Digitalisierung wurde von zwei Drittel der Intervie-
wpartnerInnen als eine positive Entwicklung genannt. Besonders VertreterInnen aus den Bereichen Kinder und 
Jugendliche sowie Pflege bewerteten diesen Trend positiv. In der Pflege fungierten Telekommunikationstech-
nologien als Überbrückung der Besuchsverbote, was von den KlientInnen großteils gut angenommen wurde. In 
der Kinder- und Jugendarbeit konnten die KlientInnen so oft gut erreicht werden. 
Zusammenhalt und Stärkung des Teams
Die Aussage einer unserer InterviewpartnerInnen, „in der Krise packt man an, hilft man einfach zam“ beschreibt 
eine positive Entwicklung, die über alle Tätigkeitsbereiche hinweg genannt wurde. In den meisten Organisati-
onen wurde große Motivation an den Tag gelegt, die Zielgruppe während der Krise gut zu betreuen. Oft war 
der Einsatz von MitarbeiterInnen aus unterschiedlichen Bereichen notwendig, was das Verständnis füreinander 
und den internen Zusammenhalt stärkte. Interessanterweise wurde zudem berichtet, dass sich unter anderem 
durchs Tele-Working die Kommunikation verbesserte. Die gemeinsame Bewältigung resultiere in einigen Teams 
in einer Stärkung des Vertrauens in die eigene Arbeit.
Strukturelle Veränderungen in der Organisation
Knapp über 50% der InterviewpartnerInnen erlebten strukturelle Veränderungen innerhalb der Organisation als 
einen positiven Effekt der Pandemie. Die Einschätzung wurde von Organisationen im Bereich der Kinder- und 
Jugendarbeit sowie von jenen mit sozialunternehmerischen Branchen häufiger geteilt. Im Bereich der Pflege 
war diese Einschätzung weniger prävalent. Die InterviewpartnerInnen verzeichneten viel Kreativität unter den 
MitarbeiterInnen in der bestmöglichen Bewältigung der Pandemie. Gleichzeitig stellen sie sich die Frage, ob 
diese Entwicklung von Dauer sein wird. Die InterviewpartnerInnen erlebten zudem einen Anstieg an Flexibilität 
und Spontanität in den Organisationen, was zur schnelleren Umsetzung von Projekten führte. Altbekannte Ver-
waltungs- und Betreuungstätigkeiten wurden hinterfragt und neu gedacht. Die Krise zeigte intern unklare oder 
problematische Strukturen auf, wodurch Veränderungsprozesse angestoßen wurden.
Steigerung der Wertschätzung
Es kam auf unterschiedlichen Ebenen zu einer Steigerung der Wertschätzung im Arbeitsalltag zu Zeiten der 
Pandemie. Zum einen berichteten InterviewpartnerInnen von einer verstärkten gegenseitigen Wertschätzung 
mit ihren Partnerorganisationen und teilweise auch mit den FördergeberInnen. Zum anderen wird von mehr 
Verständnis für die Zielgruppe als Folge der Pandemie berichtet. Die oft marginalisierten Gruppen mussten 
schon vor der Pandemie mit Alltagskrisen kämpfen, wofür sich in den jeweiligen Organisationen in den letzten 
Monaten mehr Verständnis entwickelte. Als eine weitere positive Entwicklung wurde die Wertschätzung gegen-
über systemrelevanten Berufen von Seiten der Mehrheitsbevölkerung genannt.
Lernerfahrungen und Innovation
Mehr als ein Drittel der InterviewpartnerInnen berichteten von unterschiedlichen Lernerfahrungen als einen 
 positiven Effekt der vergangenen Monate. Die Notwendigkeit, sich kritisch mit dem eigenen Dienstleistungs-
angebot auseinanderzusetzen, wurde als positive Erfahrung beschrieben. Zudem entstand aufgrund der Aus-
nahmesituation mehr Raum für Innovation und für die Umsetzung von Initiativen, die vorher nicht bzw. nicht 
in so kurzer Zeit umgesetzt werden hätten können. Die quantitative Befragung ergab, dass knapp 30% der 
teilnehmenden Organisationen während der Pandemie neue Angebote und Leistungen entwickelte.
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6.4  Sektorbetrachtung
Im Zuge der qualitativen Interviews wurden unsere InterviewpartnerInnen gebeten, eine Selbsteinschätzung der 
Betroffenheit der eigenen Organisation im Vergleich mit anderen Organisationen im Feld abzugeben. Ein Großteil 
der InterviewpartnerInnen nahm im Vergleich zu anderen Organisationen im Feld ähnlich starke Auswirkungen 
der COVID-19 Krise auf die eigene Organisation wahr. Vor allem Organisationen und Sozialunternehmen mit 
marktwirtschaftlichen Einkünften empfanden jedoch eine vergleichsweise stärkere eigene Betroffenheit. Zur 
Bewältigung der Krise nutzten eine Vielzahl an Sozialorganisationen Möglichkeiten zur Koordinierung mit öffentli-
chen Institutionen, mit eigens gebildeteten Krisenstäben, sowie mit anderen Organisationen und Dachverbänden.
Eine Vielzahl an Organisationen setzte zur Bewältigung der Krise auf eine verstärkte Koordinierung und Ko-
operationen mit anderen Akteuren der Zivilgesellschaft, sowie öffentlichen Institutionen. Gleichzeitig entstanden 
jedoch auch Schwierigkeiten in der Kommunikation mit letzteren.
Koordinierung mit öffentlichen Institutionen
Primär fand eine starke Abstimmung mit Institutionen auf Landesebene statt. So wurde über regelmäßigen Aus-
tausch und wiederkehrenden Informationsmeetings mit Landesregierungen berichtet. Außerdem nutzten manche 
Organisationen die Möglichkeit eines bilateralen Austauschs auf Bundesebene mit dem Sozialministerium, dem 
Arbeitsmarktservice, sowie der Wirtschaftskammer. Die Kommunikation wurde grundsätzlich als konstruktiv 
beschrieben. Gleichzeitig wurde von mehreren InterviewpartnerInnen berichtet, dass einige öffentliche Anlauf-
stellen geschlossen waren und keine Kommunikation möglich war. Vor allem Organisationen im Tätigkeitsfeld 
Gewaltbetroffenheit berichteten diesbezüglich Schwierigkeiten, da keine behördlichen Termine wahrgenommen 
werden konnten. Darüber hinaus wurden Unterschiede in der Informationspolitik zwischen Bundesländern, aber 
auch zwischen Landes- und Bundesebene kritisiert und als für die eigenen Tätigkeiten hindernd beschrieben.
Kommunikation zwischen den Organisationen und Einrichtung von Krisenstäben
Ein Großteil der analysierten Organisationen gab an, dass gemeinsam mit anderen Organisationen im Feld 
Krisenstäbe und Zusammenschlüsse zur Bewältigung der Situation gebildet wurden. Diese Krisenstäbe wurden 
einerseits auf Landesebene, andererseits durch Zusammenschlüsse in den einzelnen Tätigkeitsfeldern gebildet. 
So wurde für Organisationen in der Pflege und der Arbeit mit Menschen mit Behinderungen eine gemeinsame 
Plattform geschaffen. Neben der Entwicklung von Handlungsleitlinien zur Bewältigung der Krise wurden Krisen-
stäbe auch genutzt, um gemeinsam Problemstellungen zu sammeln und an die öffentliche Hand zu kommunizieren. 
Abgesehen davon fanden auch anlassbezogene informelle Gespräche zwischen einzelnen Organisationen statt.
Kommunikation über Dachverbände und bereits bestehende Netzwerke
Neben den neu formierten Krisenstäben wurden auch bereits vorher existierende Netzwerke zur Kommunikation 
und Abstimmung genutzt. So wurden beispielsweise im Verbund der Steirischen Behindertenhilfe, oder für Wiener 
Organisationen in der Arbeit mit Menschen mit Behinderungen Plattformen für den gegenseitigen Austausch 
geschaffen. Ebenso wurde von wöchentlichen Treffen im Vorstand des Vorarlberger Arbeitgeberverbandes 
berichtet. Im Feld der offenen Jugendarbeit wurde ebenfalls ein Netzwerk zur Kommunikation genutzt. Der 
Austausch erfolgte anlassbezogen, sowie auf Basis der bereits vor der COVID-19 Krise gebildeten Jour-Fixes. 
Weiters stimmten sich die integrativen Betriebe durch regelmäßige Kommunikation untereinander ab.
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6.5  Auswirkungen auf Zielgruppen
Um ihre Zielgruppen weiter versorgen zu können, arbeiteten die MitarbeiterInnen der interviewten Sozialorgani-
sationen in den Wochen des Lockdowns und den Monaten danach unermüdlich. Die Zielgruppen der befragten 
Organisationen reichen von pflegebedürftigen SeniorInnen über Menschen mit Behinderungen, Obdachlose, 
Kinder, Jugendliche und Familien bishin zu Gewaltbetroffenen. Ebenso wie die Gesamtbevölkerung waren all 
diese Personen vom Lockdown und den durch die Pandemie verursachten Einschränkungen betroffen. Da jedoch 
ein Großteil dieser Zielgruppen schon vor COVID-19 eine marginalisierte Gruppe darstellte, verstärkte sich die 
Betroffenheit überdurchschnittlich. Unsere InterviewpartnerInnen hielten fest, dass sich die Vulnerabilität vieler 
ihrer KlientInnen in den letzen Monaten drastisch verstärkt hat. Weiters wurden in vielen Bereichen die Zielgruppen 
größer, was von den InterviewpartnerInnen unter anderem auf die steigende Arbeitslosigkeit zurückgeführt wird. 
6.5.1  Pflege
Im Bereich der Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen zeigt die Auswertung der quantitativen Befragung, dass 
die Betroffenheiten der Zielgruppe insbesondere durch die Besuchsverbote, die Leistungseinschränkungen und 
die psychische Belastung groß ist. Diese Erkenntnis deckt sich mit den Ergebnissen der qualitativen Befragung 
im Bereich der Pflege (siehe Abbildung 5).
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Psychische Belastung
Da die KlientInnen in der Pflege meist zur Risikogruppe gehören, wurde ihre Bewegungsfreiheit stark einge-
schränkt. Generell bestand in der Zielgruppe eine große Unsicherheit im Umgang mit der Pandemie, was bei 
manchen Organisationen dazu führte, dass Betroffene die Heimhilfe oder Hauskrankenpflege aus Angst absagten. 
Dies verursachte Schwierigkeiten bei Personen, die regelmäßige Hilfe brauchen. Hausbesuche, die nicht unbedingt 
nötig waren, wurden entweder ausgesetzt oder digital durchgeführt. 
Einschränkung des Leistungsangebots
Für NutzerInnen der Tageszentren ist durch die Schließung eine wichtige Entlastung weggefallen, weshalb viele 
davon mobil weiterbetreut oder stationär aufgenommen wurden. Die mobile Betreuung wurde auf die notwendigen 
Hausbesuche heruntergefahren und, wo möglich, digital durchgeführt. Stationär betreute Personen wurden in 
derselben Intensität weiterbetreut, litten aber stark unter den Besuchsverboten.
Besuchs- und Kontakteinschränkungen
Die große Bedeutung von Sozialkontakten im Alter wurde durch das Besuchsverbot sichtbar. Hier bestand die 
Gefahr von Vereinsamung. Als Folge dieser Maßnahme stellten die Einrichtungen auf digitale Kommunikation 
mit den Angehörigen um. Der Umgang mit Telekommunikationstechnologien ist für die Zielgruppe oft schwierig 
und ersetzt keinesfalls den physischen Kontakt. Dennoch berichteten die InterviewpartnerInnen von positiven 
Erfahrungen in diesem Bereich.
Lücken
Die InterviewpartnerInnen identifizierten einige Lücken im Angebot für pflegebedürftige Personen, die in der 
COVID-19 Pandemie entstanden sind oder sichtbar wurden. Die Arbeit mit Menschen im Alter oder mit Be-
hinderungen wird sehr stark über Einrichtungen und Institutionen gedacht, welche Strukturen vorgeben und die 
Individualität einschränken. Es bräuchte hier unterschiedliche und individuellere Wohnformen. Zudem wurden 
fehlende personelle Kapazitäten im Bereich der Pflege als Problem identifiziert. Gerade auch in den letzten Mo-
naten zeigte sich, dass Angehörige mit der Pflege zu Hause überfordert und zu stark ausgelastet sind, weswegen 
die Betroffenen teilweise nicht die Pflege bekommen, die sie brauchen würden. Eine Aufstockung der Kapazitäten 
würde die Situation für Angehörige als auch Betroffene entschärfen. Zudem stieg die Nachfrage nach mobilen 
Diensten, die von den betroffenen Organisationen nicht im benötigten Ausmaß bewerkstelligt werden kann.
6.5.2  Menschen mit Behinderungen
Die quantitative Befragung von Organisationen, die mit Menschen mit Behinderungen arbeiten, identifizerte 
besonders starke Betroffenheiten durch das Besuchsverbot, die Einschränkung von Leistungen sowie die ver-
stärkte psychische Belastung. Auch die qualitative Befragung von VertreterInnen aus relevanten Organisationen 
bestätigte diesen Eindruck. Es wurden zahlreiche Facetten von Betroffenheit artikuliert, da auch die Zielgruppe 
extrem heterogen ist (siehe Abbildung 6). 
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Die InterviewpartnerInnen berichten, dass insbesondere Personen mit psychischen Beeinträchtigungen von 
den Entwicklungen und Maßnahmen sehr stark betroffen waren. Dies war zum einen dadurch bedingt, dass die 
Pandemie Angst auslöste bzw. etwaige Angststörungen massiv verstärkte. Das Wegfallen von tagesstruktu-
rierenden Maßnahmen sowie die andauernde Isolation führte laut den InterviewpartnerInnen zu einem Anstieg 
von Krisensituationen und wirkte sich negativ auf psychosoziale Krankheitsbilder aus. Zudem wurden teilweise 
Retraumatisierungen aufgrund persönlicher Geschichten und Erfahrungen mit Isolation in der Kindheit verzeichnet. 
Gleichzeitig wurde angemerkt, dass für einen Teil der Zielgruppe Isolation schon vor der Pandemie zu einem 
alltäglichen Zustand gehörte, weshalb manche Betroffenen hier kurzzeitig weniger belastet waren. 
Einschränkung des Leistungsangebots
Im Bereich der stationären Betreuung stellte der fehlende Kontakt zu Bezugspersonen und der Ausfall von 
körperlicher Nähe für die Betroffenen eine große Herausforderung dar. Hier war zudem verstärkter Einsatz von 
BetreuerInnen in der Aufklärungsarbeit gefragt. Durch die Schließung von Tageszentren konnte die stationäre 
Betreuung in manchen Einrichtungen intensiviert und individualisiert gestaltet werden. Trotzdem musste – wie 
in der Pflege von älteren Menschen – die Freiheit der BewohnerInnen von Betreuungseinrichtungen stark einge-
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während des Lockdown nicht aufrechterhalten werden konnte. Zudem verloren Personen, die beispielsweise in 
den sozialökonomischen Betrieben der Organisationen arbeiteten, teilweise ihre berufliche Aufgabe. Im Zuge 
einer weniger umfangreichen Betreuung können Sekundärfolgen entstehen, die die Zielgruppe längerfristig 
zusätzlich belasten. Gleichzeitig kam es den InterviewpartnerInnen zufolge bei manchen KlientInnen zu einer 
Entlastung durch das Wegfallen von Terminen und des sozialen Drucks. Ältere Menschen mit Behinderungen 
hätten es teilweise genossen, nicht mehr arbeiten gehen zu müssen. 
Zugehörigkeit zur Risikogruppe
Ein weiterer Aspekt ist die Zugehörigkeit zur Risikogruppe. Damit war laut einer der InterviewpartnerInnen eine 
Exklusion von Menschen mit Behinderungen verbunden. Es wurde auch Kritik daran laut, dass es lange nicht klar 
war, wer tatsächlich als RisikopatientIn zählt. Etwaige Vorerkankungen der KlientInnen erschwerten die Arbeit 
der Organisationen in diesem Bereich und verursachten Unsicherheiten in der Zielgruppe.
Digitalisierung
Auch in der Arbeit mit Menschen mit Behinderungen wurde die Betreuung auf digitale Alternativen umgestellt bzw. 
reduziert. Diese Art der Therapie und Betreuung wurde den InterviewpartnerInnen zufolge teils gut angenommen, 
war jedoch aufgrund fehlender Infrastruktur oder kognitiver Einschränkungen nicht in allen Fällen möglich. Die 
InterviewpartnerInnen berichten in diesem Zusammenhang von einem Anstieg des Betreuungsaufwands und 
einer Intensivierung der Kontakte. 
Lücken
Die Interviews zeigten auf, dass ein intensiver Kontakt mit der Zielgruppe nötig und wichtig wäre, wofür jedoch 
im Normalbetrieb die Ressourcen fehlen. Lücken, die in diesem Bereich identifiziert wurden, betreffen den Mangel 
an niederschwelliger und individualisierter Betreuung und eine zu starke Institutionalisierung der Angebote. Es 
bräuchte individuellere Wohnformen, um die Zielgruppe bestmöglich betreuen zu können. Auch der Mangel an 
technischem Equipment wurde in der Arbeit mit Menschen mit Behinderungen als Lücke identifiziert. Zudem 
würde KlientInnen mit psychischen Beeinträchtigungen gesellschaftlich sowie von Fördergebern wenig Beachtung 
geschenkt werden, obwohl hier großer Bedarf besteht und sich dieser in den kommenden Monaten sogar noch 
verstärken wird.
6.5.3  Wohnen
Die qualitativen Interviews mit VertreterInnen von Organisationen, die im Bereich der Obdachlosenhilfe tätig 
sind, zeigten spezifische Betroffenheiten der Zielgruppe auf. 
Einschränkung des Leistungsangebots
Die Betroffenheit diese Zielgruppe resultiert daraus, dass Anlaufstellen teilweise geschlossen oder nur beschränkt 
geöffnet waren. Das Winterangebot in Wien wurde zwar für den Sommer verlängert, dennoch mangelt es an 
Unterkünften für Obdachlose, insbesondere wenn Sicherheitsvorkehrungen wie Abstandsregelungen eingehalten 
werden müssen.
Gesundheitliche Vorbelastung und Vulnerabilität
In dieser Gruppe befinden sich oft gesundheitlich vorbelastete Personen, die aufgrund von Wohnungslosigkeit 
die Hygiene- und Schutzmaßnahmen nicht einhalten konnten. Deshalb ist es hier den InterviewpartnerInnen 
zufolge ganz besonders wichtig, eine flächendeckende Gesundheitsversorung anzubieten. Ein weiterer Grund 
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für die verstärkte Betroffenheit dieser Zielgruppe wurde von den InterviewpartnerInnen in der psychischen 
Vulnerabilität gesehen. Ängste und Unsicherheiten in Zusammenhang mit der Pandemie führten bei KlientInnen 
teils zu Rückfällen in „alte Bewältigungsstrategien“, wodurch Suchtproblematiken verstärkt wieder aufkamen.
Lebensmittelarmut
Die InterviewpartnerInnen berichteten, dass die Nachfrage nach leistbaren Lebensmitteln in den letzten Monaten 
zugenommen hätte, und ein größeres Aufkommen bei den Lebensmittelausgaben verzeichnet wurde. Dies kann 
auf die steigende Arbeitslosigkeit zurückgeführt werden.
Lücken
Die InterviewpartnerInnen aus dem Bereich Wohnen befürchten, dass die Zahl der Wohnungslosen steigt, sobald 
die bisher ausgesetzten Delogierungen durchgeführt werden. Hier wird Handlungsbedarf in der Existenzsicherung 
gesehen. Weiters sind durch die Pandemie Lücken in der medizinischen Versorgung von Obdachlosen sichtbar 
geworden. Insbesondere aufgrund von COVID-19 besteht hier großer Bedarf an flächendeckenden Angeboten.
6.5.4  Kinder und Jugendliche
Eine Auswertung der quantitativen Daten im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit zeigte, dass insbesondere 
die Besuchseinschränkungen, die verstärkte psychische Belastung und die Leistungseinschränkung der Orga-
nisationen negative Auswirkungen hatten. Auch in den qualitativen Befragungen finden sich diese Gründe für 
eine starke Betroffenheit der Zielgruppe (siehe Abbildung 7).
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Besuchs- und Kontakteinschränkungen
Im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit wurde die Betroffenheit der Zielgruppe als sehr groß beschrieben. Die 
Schließung von Betreuungsstätten und Schulen resultierte darin, dass Kinder und Jugendliche kaum Kontakt 
zu Gleichaltrigen hatten. Kinder und Jugendliche, die in betreuten Wohneinrichtungen leben, konnten während 
dieser Zeit ihre Eltern oder andere Bezugspersonen nicht sehen. Auch Kinder von getrennt lebenden Eltern 
hatten oft für längere Zeit keinen Kontakt zu einem Elternteil. Diese Tatsache stellte eine große psychische 
Belastung für die Kinder dar.
Psychische Belastung
Im Bereich der Teilbetreuung von Kindern und Jugendlichen beobachteten die InterviewpartnerInnen unterschied-
liche Entwicklungen. In manchen Familien wurde die Situation friedlicher, in manchen angespannter. Insbesondere 
Kinder, die Gewalt in der Familie ausgesetzt sind, waren von den Einschränkungen durch die Pandemie massiv 
betroffen. Zum einen gab es keine Ausweichmöglichkeiten und die häusliche Gewalt in der Zeit des Lockdown 
nahm zu. Zum anderen war laut der InterviewpartnerInnen eine Therapie bei gewaltbetroffenen Kindern in 
dieser Zeit nicht immer digital möglich. Dies ist hauptsächlich auf die fehlende Privatsphäre zu Hause sowie 
den mangelnden Zugang zu technischer Infrastruktur während dieser Zeit zurückzuführen. Daraus resultierten 
Rückschläge in der Trauma-Aufarbeitung sowie Retraumatisierungen der betroffenen Kinder und Jugendlichen. 
Als einen positiven Effekt während des Lockdowns wurden Entschleunigung und weniger Stress von den Inter-
viewpartnerInnen identifiziert. Gleichzeitig wird beschrieben, dass diese Entwicklung nur kurzfristig beobachtet 
werden konnte und der Druck in den Familien und für die Kinder nun umso größer wird.
Entstehung von Defiziten in der Schulbildung
Kinder und Jugendliche, die von zuhause keine oder wenig Unterstützung in der Bildung bekommen, waren stark 
von der Umstellung auf den digitalen Unterricht betroffen. Diese Zielgruppe konnte von den VertreterInnen in 
den Organisationen teils nicht mehr erreicht werden. Bildungsfernere Kinder und Jugendliche blieben in dieser 
Zeit auf der Strecke.
Arbeitsmarktperspektiven
Die Verschlechterung der Arbeitsmarktsituation wirkt sich auch auf die Jugendlichen aus, die einen Aus-
bildungsplatz oder eine Anstellung suchen. Auch hier identifizierten die InterviewpartnerInnen eine längerfristige 
Betroffenheit der Zielgruppe.
Lücken
Mangelnde technische Infrastruktur für die Zielgruppe wurde von den InterviewpartnerInnen als eine Lücke 
identifiziert, die vor allem in Zeiten von digitalem Unterricht große Auswirkungen hat. Kinder und Jugendliche, 
denen in diesem Bereich die Mittel fehlen, sind hier bildungstechnisch stark benachteiligt. Kinder und Jugend-
liche, die normalerweise von PädagogInnen, SozialarbeiterInnen oder SchulpsychologInnen an Beratungs- und 
Betreuungstellen weitergeleitet werden, konnten in der Zeit des digitalen Unterrichts nicht erreicht werden. 
Gerade um gewaltbetroffene Kinder und Jugendliche identifizieren und betreuuen zu können, wäre es wichtig, 
die Sozialarbeit in den Schulen in Zukunft zu verstärken und möglichst flächendeckend anzubieten. Ein nie-
derschwelliges Angebot ist in diesem Bereich ausschlaggebend, weil die betroffene Zielgruppe so am besten 
erreicht werden kann. Zusätzlich ist der Bedarf an psychiatrischer und psychologischer Betreuung für Kinder und 
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Jugendliche nicht gedeckt. Aufgrund der Erwartung, dass sich in diesem Bereich die Nachfrage mit Schulbeginn 
verstärken wird, bräuchte es hier ein zusätzliches Angebot.
6.5.5  Gewaltbetroffenheit
Die InterviewpartnerInnen in diesem Bereich sind VertreterInnen von Organisationen, die in erster Linie mit 
gewaltbetroffenen Frauen und Kindern arbeiten. In dieser Zielgruppe konnten mehrere Aspekte identifiziert 
werden, die zur Betroffenheit während der Pandemie beigetragen haben.
Zunahme von Gewalt
Im Bereich der Gewaltbetroffenheit wurde, wie schon bei der Zielgruppe der Kinder und Jugendlichen be-
schrieben, eine starke Betroffenheit identifiziert. Dies liegt hauptsächlich an der Zunahme von Gewalt in den 
Familien während des Lockdowns und der fehlenden Möglichkeit, Kontakt mit Beratungs- und Betreuungsstellen 
aufzunehmen. Diese Entwicklung schlug sich darin nieder, dass während des Lockdowns weniger Anfragen in 
den Frauenhäusern verzeichnet wurden. Um den Betroffenen die unbemerkte Kontaktaufnahme zu ermöglichen, 
richteten Anlaufstellen Chats ein, über die Frauen Hilfe suchen konnten. Mit Ende des Lockdowns wurden von den 
Frauenhäusern verhältnismäßig viele Anfragen verzeichnet, was beispielsweise zu einer überdurchschnittlichen 
Auslastung der Frauenhäuser in Oberösterreich führte.
(Re)traumatisierung
Die InterviewpartnerInnen berichteten, dass es durch die für die Zielgruppe oft schwierige Situation in den letzten 
Monaten zu Retraumatisierungen und der Entstehung von neuen Traumata kam. Verbunden mit Rückschlägen 
durch fehlende Therapien während des Lockdowns führte das zu einer großen Betroffenheit der Zielgruppe.
Resilienz
Vereinzelt wurde die Beobachtung gemacht, dass Personen und Familien, die in der Vergangenheit von Gewalt 
und familiären Krisen betroffen waren, mit der Ausnahmesituation der letzten Monate gut umgehen konnten. Es 
zeigte sich, dass in Teilen der Zielgruppe eine Resilienz für Krisen vorhanden ist.
Lücken
Wie auch bei anderen Zielgruppen wurde von den InterviewpartnerInnen angemerkt, dass das Angebot den 
Betreuungsbedarf nicht deckt. Diese Einschätzung verstärkt sich vor allem durch die Annahme, dass sich die 
Situation für Gewaltbetroffene in Familien zuspitzen und die Nachfrage in den kommenden Monaten stetig 
steigen wird. Die hohe Arbeitslosigkeit verstärkt den Druck auf Familien, was zu mehr Gewalt und Abhängigkeit 
führt. Aus diesem Grund wäre ein stärkeres Sicherungsnetz für prekär Beschäftige eine wichtige Maßnahme, um 
einer zusätzlichen Belastung der Betroffenen entgegenzuwirken. Weiters wurde die fehlende Kinderbetreuung 
in diesem Zusammenhang angeführt. Diese erhöhte den Druck in den Familien und verstärkte die Belastung von 
Betroffenen. Des Weiteren fehlt im Bereich des Gewaltschutzes oft der Zugang zu Information, insbesondere in 
unterschiedlichen Sprachen. Die von der Bundesregierung geschalteteten Anzeigen zum Thema Gewaltschutz 
während des Lockdown wurden hier als positives Beispiel angeführt.
InterviewpartnerInnen aus unterschiedlichen Bereichen hielten zusätzlich fest, dass es einen großen Bedarf 
an psychosozialer Betreuung in der gesamten Gesellschaft gibt. Dieser wird sich aufgrund der Pandemie und 
insbesondere der daraus resultierenden Arbeitslosigkeit vervielfältigen. Die letzten Monate haben hier Lücken 
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aufgezeigt und auch vergrößert, die nach Einschätzung der InterviewpartnerInnen gesamtgesellschaftlich 
adressiert werden müssen.
6.6  Ausblick 
Im Rahmen der Interviews ergab sich das Bild, dass durch die starken Strapazen im Rahmen der Bewältigung der 
COVID-19 Krise einige Organisationen, sowie deren MitarbeiterInnen an die Grenzen ihrer Belastbarkeit geführt 
wurden. Ein/e InterviewpartnerIn schildert: 
„Und was ich auch bemerkt habe ist, ich finde das muss man benennen, dass die Organisation, da will ich gar 
nicht nur von meiner Person sprechen, erschöpft ist. […] Aber es waren paar Monate wirklich eine Krisensituation 
und jetzt haben wir immer noch eine sich ständig verändernde Krisensituation, das ist einfach sehr anstrengend.“ 
Der Ausblick der InterviewpartnerInnen auf die Entwicklungen in ihren Organisationen in den kommenden 
zwölf Monaten fällt divers aus. Einige Organisationen planen, ihren Leistungsumfang auszubauen, wobei vor allem 
Bildungs- und Lernangebote für KlientInnen implementiert bzw. weitergeführt werden sollen. Darüber hinaus 
sollen digitale Leistungen und Betreuungsmöglichkeiten erweitert werden. Die Notwendigkeit eines Ausbaus der 
eigenen Angebote wird vor allem von Organisationen in der Arbeit mit gewaltbetroffenen Menschen prävalent. 
Hier wird mit einer Zunahme der Nachfrage durch die Zielgruppe gerechnet. Weiters wird damit gerechnet, dass 
psychosoziale Auswirkungen der COVID-19 Krise bei KlientInnen verstärkt auftreten werden.
Abgesehen davon prognostizieren einige InterviewpartnerInnen, dass ihre Organisationen den Leistungsumfang 
einschränken werden müssen. Dies betrifft zum einen gruppenübergreifende Maßnahmen, wie Gruppentherapien 
in der Arbeit mit Menschen mit Behinderungen. Zum anderen wird in Organisationen, die marktwirtschaftliche 
Einkünfte über Gastronomie-, oder Tourismuseinrichtungen erzielen, länger mit einer geringeren Nachfrage der 
Zielgruppe gerechnet. Darüber hinaus wird punktuell in Organisationen befürchtet, dass durch ein zukünftig 
geringeres Budget der Leistungsumfang eingeschränkt werden muss.
6.6.1  Unterstützungsbedarf aus organisationaler Sicht
Um die zukünftigen Herausforderungen im Zusammenhang mit der COVID-19 Krise bestmöglich bewältigen zu 
können, identifizierten die InterviewteilnehmerInnen Unterstützungsbedarf in verschiedenen Bereichen. Vor allem 
eine klarere Situation in Bezug auf die Finanzierung, sowie die Versorgung mit COVID-19 Tests und Schutzaus-
rüstung wurden als kritisch beschrieben. Darüber hinaus wurde der Bedarf genannt, Schutzmaßnahmen stärker 
auf verschiedene Zielgruppen abzustimmen.
Finanzierung als Unsicherheitsfaktor
Die unklare zukünftige finanzielle Situation in den Organisationen wird als große Verunsicherung wahrgenommen. 
So werden unter den InterviewpartnerInnen allgemeine wirtschaftliche Auswirkungen der Krise als bedrohlich 
vernommen und mit einer weiteren Reduktion des Umsatzes gerechnet. Die quantitative Erhebung bringt dazu 
zusätzlich die Erkenntnis, dass mehr als zwei Drittel (68,9%) der Umfrage-TeilnehmerInnen davon ausgehen, 
ihre Liquiditätsreserven höchstens für das nächste halbe Jahr beständig zu halten, 41% gehen sogar von nur 
4 Monaten aus (siehe Tabelle 4 und vertiefend dazu die Grafiken 6 und 8 im Anhang).
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n = 61 n = 28 n = 12 n = 13
bis in 2 Monaten 18,0% 10,7% 16,7% 30,8%
bis in 4 Monaten 41,0% 35,7% 41,7% 53,8%
bis in 6 Monaten 68,9% 64,3% 58,3% 69,2%
bis in 12 Monaten 88,5% 92,9% 83,3% 76,9%
bis in 24 Monaten 91,8% 96,4% 84,6%
in über 24 Monaten 100,0% 100,0% 100,0% 100,0%
Quelle: eigene Darstellung
Ebenso sei teilweise die Finanzierung zusätzlicher Leistungen, die im Rahmen der Krise ins Leben gerufen wurden, 
nicht geklärt. Negative Entwicklungen werden auch im Bereich der Spendenakquirierung erwartet, wodurch hier 
Handlungsbedarf identifiziert wurde. Zudem wird eine Reduktion der bereitgestellten Mittel durch FördergeberIn-
nen antizipiert. Als Vorschläge für eine bessere Unterstützung kommunizierten TeilnehmerInnen der qualitativen 
Interviews Maßnahmen zur Erhöhung der Budgets, sowie eine alltagstauglichere Förderlandschaft, die indvidua-
lisierter und weniger stark föderalistisch gestaltet ist. Es zeigt sich, dass in Organisationen, die in der Arbeit mit 
gewaltbetroffenen Menschen, sowie Kindern und Jugendlichen tätig sind, verstärkt Verunsicherungen in Bezug 
auf die Finanzierung durch FördergeberInnen bestehen. Die quantitativen Ergebnisse geben dazu Aufschluss, 
dass nur durchschnittlich weniger als die Hälfte (43,2%) eine Zusage ihrer Auftrag- bzw. FördergeberInnen für 
die Refinanzierung COVID-19 bedingter Mehrkosten haben (siehe Tabelle 5). 
Tabelle 5: Zusage der eigens genannten Auftrag-/ FördergeberInnen zur Refinanzierung COVID-19 bedingter Mehrkosten 
Anzahl Prozent
(n=61) Wichtigste/r Auftrag-/ Fördergeber/in 32 52,5%
(n=47) Zweitwichtigste/r Auftrag-/ Fördergeber/in* 21 44,7%
(n=34) Drittwichtigste/r Auftrag-/ Fördergeber/in* 11 32,4%
Durchschnitt 43,2%
* Die zweit- bzw. drittwichtigste Auftrag- bzw. Fördergeberin/ der zweit- bzw. drittwichtigste Auftrag- bzw. Fördergeber 
konnte nur bei Angabe der jeweils vorgehenden Auftrag- bzw. Fördergeberin / des jeweils vorrgehenden Auftrag- bzw. 
Fördergebers eingetragen werden.
Quelle: eigene Darstellung
Die Interviewten geben an, dass gerade durch die COVID-19 Pandemie die Bedeutung des Sozialsektors ver-
deutlicht wurde und deswegen ein klares Bekenntnis der Politik zur Finanzierung als notwendig erachtet wird. 
Klarheit und Unterstützung bezüglich Tests und Schutzausrüstung
Weiteren Unterstützungsbedarf sehen InterviewpartnerInnen in Zusammenhang mit medizinischen Fragestel-
lungen. So sollten Teststrategien optimiert und die Dauer bis zu einer Information über das Resultat verkürzt 
werden, da bisher das Risiko von Infektionsclusterbildungen in Organisationen als hoch angesehen wird. Die 
aktuelle Situation würde MitarbeiterInnen und KlientInnen nicht ausreichend vor einer Krankheitsübertragung 
schützen. Weiters wurde durch InterviewpartnerInnen ein zusätzlicher Unterstützungsbedarf in Bezug auf die 
Anschaffung einer Grundausstattung an Sicherheitsausrüstung identifiziert. 
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Weitere Nutzung des Digitalisierungs- und Telebetreuungsschubs 
Darüber hinaus besteht Unterstützungsbedarf im Digitalisierungsbereich vor allem im Aufbau und der Wei-
terentwicklung der technischen Infrastruktur, um Telebetreuung weiter nutzen zu können. Hier wurde eine 
Investitionsförderung als mögliche sinnvolle Maßnahme erachtet. Darüber hinaus wurde ebenso ein Bedarf an 
Beihilfe zum Aufbau technischen Know-hows innerhalb der Organisationen identifiziert. 
Deckung des Personalbedarfs
Vor allem in den Bereichen der niederschwelligen Sozial- und Obdachlosenhilfe sowie im Pflegebereich wurde 
von einem erhöhten Bedarf an MitarbeiterInnen in Krisenzeiten berichtet. Aktuelle Berufsprofile stünden jedoch 
einer adäquaten Aufstockung des Personals im Weg, wodurch eine Reform dieser als sinnvoll erachtet wird. 
Zudem werden durch InterviewpartnerInnen zielgerichtete Programme und Incentivierungen zur Bekämpfung 
eines Personalmangels vorgeschlagen.
6.6.2  Durch Organisationen empfohlene sozialpolitische Maßnahmen
Die Ergebnisse der quantitativen Studie deuten darauf hin, dass die Auswirkungen der COVID-19 Krise auf die 
KlientInnen der Organisationen längerfristig bestehen bleiben. Mehr als 50% der Organisationen gehen davon 
aus, dass die Betroffenheit der Zielgruppen im wahrscheinlichsten Fall bis zu zwölf Monate andauern wird. Damit 
sich die Situation für die Gesellschaft weitgehend normalisieren kann, wurden von den InterviewpartnerInnen 
eine Vielzahl an möglichen sozialpolitischen Maßnahmen durch die Bundesregierung empfohlen (siehe Tabelle 6 
und vertiefend die Grafiken 8 und 9 im Anhang).









n = 61 n = 28 n = 12 n = 13
bis in 2 Monaten 16,4% 17,9% 50,0% 15,4%
bis in 4 Monaten 21,3% 21,4% 23,1%
bis in 6 Monaten 39,3% 39,3% 83,3% 38,5%
bis in 12 Monaten 72,1% 75,0% 100,0% 76,9%
bis in 24 Monaten 95,1% 96,4% 92,3%
in über 24 Monaten 100,0% 100,0% 100,0%
Quelle: eigene Darstellung
Folgende Schwerpunkte in den empfohlenen sozialpolitischen Maßnahmen wurden identifiziert:
Bessere Unterstützung von Kindern und Familien
Organisationen in sämtlichen Tätigkeitsbereichen empfehlen eine umfangreichere Unterstützung von Kindern 
und Familien. Dabei wird grundsätzlich gefordert, dass diese stärker in den öffentlichen Diskurs miteinbezogen 
werden und auch alleinerziehende Elternteile mehr mitgedacht werden. Zudem sollen vor allem Familien mit 
geringerem Einkommen, sowie Kinder aus bildungsferneren Schichten besonders Beachtung finden. Konkret 
wird beispielsweise eine Aufstockung des Familienhärtefonds vorgeschlagen. Darüber hinaus wurde im Bereich 
der psychischen, psychiatrischen und medizinischen Versorgung das kinderspezifische Angebot als zu gering 
beschrieben, wodurch mögliche Folgekosten entstehen könnten. Weiters wird auch das Spannungsfeld Kinder-
betreuung und Tele-Working als große Herausforderung gesehen.
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Existenzsicherung und finanzielle Absicherung der Zielgruppen
Handlungsbedarf wird im Bereich der sozialen Grundsicherung von Menschen in finanzieller Not gesehen. Den 
Folgen einer erhöhten Arbeitslosigkeit sollen eine Anpassung des Arbeitslosengeldes bzw. ein Überdenken des 
Mindestsicherungsgesetzes entgegenwirken. 
Individualisierte Risikoeinschätzung und Maßnahmen für einzelne Zielgruppen
InterviewpartnerInnen berichteten, dass die generalisierten Regelungen in Zusammenhang mit der COVID-19 
Krise eine bestmögliche Betreuung verhindern würden. Um zukünftig auf die Bedürfnisse der KlientInnen stärker 
eingehen zu können, werden für die Zielgruppen individualisiertere Regelungen vorgeschlagen. Dies soll durch 
eine stärkere Einbindung der StakeholderInnen sowie zivilgesellschaftlichen Organisationen in der Bekämpfung 
der COVID-19 Krise bewerkstelligt werden. Weiters wird eine stärkere Beachtung von marginalisierten Gruppen 
für die Ausarbeitung von Maßnahmen als notwendig erachtet. 
Bessere Kommunikation durch öffentliche Institutionen
Trotz des Verständnisses für die sich rasch ändernde Situation wurde auch Optimierungsbedarf in Bezug auf 
die Kommunikation der Bundesregierung identifiziert. Dabei sollen die Aussendung von Vorinformationen sowie 
die Einrichtung einer Ansprechstelle für Organisationen eine längere Vorbereitungszeit auf Regelungen und 
Maßnahmen der Bundesregierung ermöglichen. Zudem wurde kritisiert, dass Regelungen des Öfteren juristisch 
nicht abgesichert gewesen wären und sich Informationen auf Bundes- und Länderebene widersprachen.
Psychosoziale Unterstützung
Mehrere InterviewpartnerInnen betonten, dass sie mit einem erhöhten Bedarf an psychosozialer Unterstützung 
in der Gesellschaft rechnen. Somit wird ein Ausbau derartiger Betreuungsangebote empfohlen, um langfristige 
Folgen der COVID-19 Krise abzuschwächen. 
6.7  Implikationen und Empfehlungen
Zum Abschluss präsentieren wir unsere Überlegungen und Empfehlungen, die wir aus unseren Analysen ableiten, 
die aber nicht 1:1 den Wünschen und Empfehlungen der befragten NPOs entsprechen. Wir konzentrieren uns 
dabei auf die Organisationsebene, wobei die sozialpolitische Bedeutsamkeit dieser Organisationen evident ist, 
weil im Sozialwesen fast 90% der Wertschöpfung durch NPOs erfolgt (Leisch et al. 2016).
6.7.1  Regeneration für erschöpfte Organisationen
Viele NPOs arbeiteten während des COVID-19 Lockdowns von März bis Mai 2020 am Rande ihrer Belastbarkeit, 
sie und ihre MitarbeiterInnen sind ausgelaugt und es besteht die Gefahr, eine zweite derartige Extremsituation 
nicht mehr auf dem notwendigen Leistungsniveau überleben zu können. In bestimmten Tätigkeitsfeldern wird als 
Folge der Pandemie die Nachfrage nach sozialen Dienstleistungen dramatisch ansteigen und/oder sich  qualitativ 
substanziell ändern: zum Beispiel in den Bereichen psychosoziale Dienste, Kinderbetreuung und Lernhilfe, Ob-
dachlosigkeit, ambulante und stationäre Pflege.
Gleichzeitig sind NPOs deutlich schlechter abgepuffert als gewinnorientierte Unternehmen, ihr finanzieller Slack 
ist geringer: Während 30% der Unternehmen bloß für maximal 4 Monate Reserven haben, könnten 40% der 
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sozialen NPOs nicht länger überleben – in einigen Tätigkeitsfeldern wie der Arbeit mit behinderten Menschen 
ist der Anteil der NPOs ohne finanzielle Reserven noch höher. Besonders gefährdet sind Organisationen, die im 
Regelbetrieb auch nennenswerte Markteinkünfte erzielt haben, und jene, die Spenden mit traditionellen Fund-
raising-Methoden einwerben (Haus- und Straßenaktionen, Kollekten, Events) oder von Unternehmensspenden 
abhängig sind.
Wir empfehlen folgende Maßnahmen zur Regeneration und zum Kapazitätsaufbau, die durch eine Relaxierung 
starrer Förder- und Finanzierungsrichtlinien öffentlicher Auftraggeber oder Fördereinrichtungen forciert werden 
sollen:
• Resilienz- und Slack-Aufbau durch Diversifizierung der Einnahmenstruktur
• Incentives für die Erschließung von neuen Einnahmequellen (z.B. Matched Funding): Markteinnahmen und 
Spenden dürfen öffentliche Förderungen nicht gefährden
• Capacity Building im Bereich digitales Fundraising und Social Media Fundraising
• Rücklagen von mindestens einem und höchstens zwei Jahresumssätzen dürfen weder Förderungen noch 
öffentliche Leistungsentgelte schmälern, sondern deren Aufbau ist in die Kalkulation von Leistungen 
einzurechnen.
Darüber hinaus werden folgende Maßnahmen im Bereich der Aufbau- und Ablauforganisation, die auch jeweils 
durch die Förderung oder eine Staffelung der Leistungsbeiträge motiviert werden sollen, empfohlen:
• Verstärkte Dezentralisierung und Autonomisierung durch die Einrichtung kleinerer (multi)professioneller 
Teams bei sozialen Dienstleistungen, inbesondere in der stationären Pflege, um die Betroffenheit im 
Ansteckungsfall gering zu halten und Ersatz zu erleichtern
• Flexibilisierung der Kontaktmöglichkeiten und Etablierung hybrider Betreuungsformen in vielen ambulan-
ten Bereichen
• Verstärkter Ausbau kleiner, flexiblerer Einheiten in der Altenpflege (betreutes Wohnen), in der 
Behinderten arbeit (kleinere Werkstätten, betreutes Wohnen), aber auch anderen Bereichen sozialer 
Dienstleistungen wie der Obdachlosenhilfe
• Förderung der Digitalisierung auf allen Ebenen.
Dysfunktionale Folgen unserer Förder- und Finanzierungssysteme wurden durch COVID-19 noch deutlicher: 
Förderstrukturen dürfen die Eigenverantwortung von NPOs nicht außer Kraft setzen. Die Sozialpolitik sollte bei 
den NPOs Hilfe zur Selbsthilfe, Kapazitäts- und Rücklagenaufbau fördern – und nicht die erlernte Hilflosigkeit. 
Unterstützungmaßnahmen werden idealerweise trotz föderaler Barrieren bundesweit harmonisiert.
6.7.2 Harmonisierung der sozialpolitischen Rahmenbedingungen
Der Föderalismus feierte während der COVID-19 Krise besonders schmerzhafte Urstände. Während in manchen 
Bundesländern die Erstversorgung von NPOs mit Schutzausrüstung und Finanzen vorbildlich funktionierte, 
ließen andere Bundesländer ihre Sozialorganisationen teilweise in der Krise allein. Obwohl eine seit längerem 
gewünschte Harmonisierung des Sozialsektors noch nicht erreicht wurde, so bewegt vielleicht die Pandemie die 
SozialreferentInnen der Länder dazu, einen Prozess der Harmonisierung der Finanzierung und Organisation von 
sozialen Dienstleistungen (in der Pflege, in der Arbeit mit behinderten Menschen, etc.) anzustoßen.
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Den NPOs selbst wird nahegelegt, Kooperationen zu stärken, um im Krisenfall Ressourcenengpässe gemeinschaft-
lich zu bewältigen, aber auch um klar identifizierbare Ansprechpartner für die Sozialpolitik zu sein. Dachverbände 
können und müssen hier eine stärkere Rolle spielen, um die immanente Tendenz zum Organisationsegoismus zu 
überwinden. Die Sozialpolitik soll – obwohl das einem „divide et impera“ zuwiderläuft – solche Kooperationen 
und Dachverbände stärken.
Wir empfehlen weiter auf Feldebene die Einrichtung spezifischer Notfallfonds, die von den jeweiligen Förderge-
bern in regulären Zeiten gespeist werden, um dann in Krisensituationen nach inhaltlichen Kriterien ausgewählten 
NPOs das finanzielle Überleben zu ermöglichen.
6.7.3 Zielgruppen
Sämtliche befragte Organisationen arbeiten mit marginalisierten und vulnerablen Zielgruppen, die durch die 
Pandemie zusätzlich belastet und marginalisiert werden, z.B. durch die Schließung oder durch Betriebseinschrän-
kungen in Tageszentren, den Wegfall etablierter und gewohnter Tagesstrukturen, durch die Einschränkung der 
Patientenrechte in Pflegeheimen, die Belastungen von pflegenden Angehörigen, den Rückgang der Sozialkontakte 
mit entsprechenden negativen Effekten, und viele anderen Belastungen mehr. In dieser Situation ist die Resilienz, 
Stabilität und Flexibilität der NPOs unabdingbar für die Lebensqualität der Zielgruppen. Große Organisationen 
haben es dabei tendenziell leichter.
Folgende konkrete Empfehlungen ergeben sich aus unserer Studie für die Arbeit der NPOs mit ihren Zielgruppen:
• Die (digitale) Erreichbarkeit der Zielgruppen wurde ein großes Thema. Soziale NPOs müssen konkrete 
Konzepte der Aufrechterhaltung einer entsprechenden Kontaktdichte und Qualität unter Lockdown-Be-
dingungen erarbeiten.
• Kritische Verbindungen mit öffentlichen Stellen, z.B. mit Gerichten, müssen aufrecht bleiben.
• Vielfach wurden neue Zielgruppen „erschlossen“: So zeigte sich z.B. in der Arbeit mit Obdachlosen eine 
quantitativ und qualitativ neue Bedarfslage – die verunmöglichte alternative Mittelbeschaffung führte 
mehr und andere Obdachlose zu den Betreuungseinrichtungen, deren medizinische Versorgung eine große 
Herausforderung dargestellt hat. Dafür sollten neue Angebote entwickelt und finanziert werden.
• In den Bereichen Arbeitsmarktintegration und Obdachlosigkeit (Delogierungen) müssen unbedingt Kapa-
zität für Belastungsspitzen im Herbst/Winter 2020/21 aufgebaut bzw. Maßnahmen (Delogierungsverbote) 
getroffen werden.
• Im Bereich der stationären Pflege müssen Konzepte für künftige Lockdown-Situationen entwickeln werden, 
die die Menschen- und Besuchsrechte der PatientInnen und Angehörigen weniger einschränken.
• Im Pflegebereich sollten Sicherheitsnetze aufgebaut werden, mit deren Hilfe ein temporärer Ausfall aus-
ländischer Pflegekräfte besser kompensiert werden kann.
• In den kommenden Monaten ist mit einer Steigerung des Bedarfs im Bereich der Gewaltprävention und 
des Opferschutzes zu rechnen. Daher sollte das Betreuungsangebot für gewaltbetroffene Menschen 
weiter ausgebaut werden.
• Gesamtgesellschaftlich wird ein erhöhter Bedarf an psychosozialer Betreuung antizipiert. Auch hier sind 
ein Ausbau des Angebots und eine gesicherte Finanzierung essenziell.
• Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen werden in den kommenden Jahren eine zentrale Rolle spielen, da der 
Arbeitsmarkt wie üblich nur mit starken Verzögerungseffekten auf eine konjunkturelle Erholung – so sie 
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2021 kommen sollte – reagieren wird. Neben den etablierten Trainingsmaßnahmen empfehlen wir stärkere 
Investitionen in ökologische, integrative Sozialunternehmen.
• Des Weiteren wäre eine Wiederaufnahme von Beschäftigungsprojekten für ältere Arbeitslose im kommunal- 
ökologischen Bereichen zu empfehlen.
• Eine Reform des Arbeitslosengeldes sollte angedacht werden. Der Betrag sollte von dzt. 55% des letzten 
Nettoeinkommens erhöht werden, dann allerdings degressiv gestaltet werden. 
• Im Bereich Kinder- und Jugendhilfe müssen besonderes Augenmerk auf die durch Lockdown, Home- 
Schooling und Distanzlehre verschärften Benachteiligung bildungsferner Familien legen.
Die Ergebnisse dieses Berichts beschreiben die Erfahrungen der Sozialorganisationen im österreichischen 
Nonprofit Sektor im Zeitraum seit Anbeginn der COVID-19 Pandemie bis Anfang August 2020. Viele der mit der 
Pandemie und den Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie verbundenen Auswirkungen werden sich erst in 
den nächsten Monaten und gegebenfalls Jahren in ihren mannigfaltigen Details zeigen. 
Diese Studie stellt damit eine erste Evidenz dar und liefert erste Befunde, die in weiterer Folge noch weiter 
vertieft werden sollten. Hierfür böte sich ein kontinuierliches Monitoring des Sektors, bestimmter Teilbereiche 
des Sozialsektors oder spezifischer Formen des zivilgesellschaftlichen Engagements, wie beispielsweise die 
Entwicklung des Spenden- und Freiwilligenwesens, an. Unsere Wissensbasis über den Nonprofit Sektor fußt 
weitestgehend auf einzelnen Studien und Erhebungen, eine solidere und vor allem jeweils aktuellere und damit 
regelmäßigere Vermessung des Sektors wäre wünschenswert, zum Beispiel in Form eines Satellitenkontos im 
Rahmen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR). 
Viele der Maßnahmen und Instrumente (z.B. und im Besonderen der NPO-Unterstützungsfonds) beginnen erst 
zu greifen. Welche dieser Instrumente sich in welcher Art und Weise bewährt haben werden, wird sich erst 
mit ausreichend zeitlichem Abstand beurteilen lassen. Entsprechend sollten diese auf ihre Wirkung untersucht 
werden, um damit auch ihren Beitrag zur Aufrechterhaltung der sozialen und zivilgesellschaftlichen Infrastruktur 
evaluieren zu können. 
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Anhang
InterviewpartnerInnen
Tabelle 7: Liste der InterviewpartnerInnen
InterviewpartnerInnen Organisation Interview-Datum
Mag. Alexander Bodmann Caritas Wien 24.07.2020
Walerich Berger Jugend am Werk Steiermark 04.08.2020
Mag. Klaus Candussi atempo 21.07.2020
Mag.a Nora Deinhammer SOS Kinderdorf 29.07.2020
Mag. Wolfgang Dihanits Samariterbund Österreich 27.07.2020
Mag.a (FH) Ilkim Erdost Verein Wiener Jugendzentren 13.08.2020
Mag. Gerry Foitik, DI Peter Kaiser Rotes Kreuz Österreich 30.07.2020
Monika Franta, MAS Rettet das Kind NÖ 04.08.2020
Mag. Dr. Martina Gasser, MBA Institut für Sozialdienste 29.07.2020
Mag.a Brigitte Gottschall-Müller Jugend am Werk 22.07.2020
Dipl.-Ing. Kuno Gruber Specialisterne 10.08.2020
Guido Güntert Lebenshilfe Salzburg 24.07.2020
Mag. Hermann Hagleitner, MBA Hilfswerk Salzburg 19.08.2020
Mag.a Elisabeth Hammer, DSA.in neunerhaus 29.07.2020
Mag. Martin Kaukal Psychosoziale Zentren gGmbH 31.07.2020
Mag.a Alexandra Köck Zebra 23.07.2020
Mag. Robert Korbei Vinzirast 30.07.2020
Mag.a (FH) Eva-Maria Kriechbaum Dialog im Dunkeln 30.07.2020
Dr.med. Katharina Kruppa Grow Together 27.07.2020
Mag. Karl Langer Emmaus St. Pölten 05.08.2020
Eva Leutner, MAS pro mente Kärnten 28.07.2020
Helmut Lutz Malteser Care 29.07.2020
Mag. (FH) Stefan Marchewa Diakoniewerk Gallneukirchen 23.07.2020
Mag. Robert Oberndorfer, MBA Caritas Socialis 22.07.2020
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Erhebungsinstrument – Qualitative Erhebung
Interviewleitfaden – COVID-19 Auswirkungen im Sozialsektor
Das Forschungsprojekt befasst sich mit der Analyse der bisherigen Auswirkungen von COVID-19 auf den Sozial-
sektor. Dafür befragen wir GeschäftsführerInnen und Führungspersonen, um die unterschiedlichen Betroffen-
heiten von Sozialorganisationen zu erheben. Basierend darauf auch sollen sozialpolitische Handlungsoptionen 
entwickelt werden.
Das Forschungsprojekt wird in Kooperation mit dem Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
 Konsumentenschutz durchgeführt, wobei die wissenschaftliche Konzeption und Durchführung uns – dem 
Kompetenz zentrum für Nonprofit Organisationen und Social Entrepreneurship der Wirtschaftsuniversität Wien 
– obliegt.
Das Interview dauert rund 45 Minuten. Für Analysezwecke würden wir das Gespräch gerne aufzeichnen. 
• In welchen Bereichen sind Sie mit Ihrer Organisationen tätig? Mit welchen Zielgruppen arbeiten Sie? 
[Anzahl MA, FW, Umsatz, # KlientInnen]
Zu Ihrer Organisation
• Welche Auswirkungen haben Sie im Rahmen der COVID-19 Pandemie auf Ihre Organisation wahrgenommen? 
Wie waren Sie betroffen? 
• Wie haben Sie auf darauf reagiert? Welche Maßnahmen haben Sie als Organisation gesetzt? 
• Welche finanziellen Maßnahmen haben Sie getroffen bzw. welche Veränderungen in ihrere finanziellen 
Situation haben Sie erfahren? [Anstieg der Kosten, Erschließung neuer Finanzierungsformen, Streichung 
von Investititionsprojekten etc.]
• Welche personellen Maßnahmen haben Sie getroffen bzw. welche Veränderungen haben Sie erfahren? 
[Kündigungen/Neuanstellungen, Änderungen in der Arbeitsstruktur]
• Gab es Einschränkungen (oder Erweiterungen) bei Ihren Dienstleistungen?
Feld/Sektor-Perspektive
• Mit welchen Organisationen und Institutionen haben Sie sich zur Bewältigung koordiniert? [Abfrage nach 
Kooperation/Koordination/Resilienz]
• Waren Sie stärker oder weniger stark betroffen als andere Anbieter von sozialen Dienstleistungen in Ihrem 
Feld? [Begründung] 
• Welche (Unterstützungs-)Maßnahmen seitens der öffentlichen Institutionen haben Sie in Anspruch ge-
nommen? Nachfrage: Welche hätten Sie sich gewünscht? [NPO-Unterstützungsfonds; Corona-Kurzarbeit; 
Härtefallfonds; Corona-Hilfsfonds (Garantien), Fixkostenzuschuss, Schutzkleidung]
Zielgruppen/KlientInnen/KundInnen
• Wie waren Ihre Zielgruppen von der Pandemie betroffen? 
• Und wie von Ihren Maßnahmen? Welche Unterschiede in den jeweiligen Betroffenheiten haben Sie 
wahrgenommen? 
• Gab es hinsichtlich der Betroffenheit Unterschiede zwischen Ihren Zielgruppen/KlientInnen?
• Welche Lücken im Angebot für Ihre Zielgruppe(n) hat die COVID-19 Krise offengelegt? 
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• Wo sehen Sie Handlungsbedarf für die kommenden 12 Monate um Ihre Zielgruppen wie bisher oder noch 
umfassender betreuen zu können? 
• Welche Lücken im Angebot könnten entstehen?
• Wie schätzen Sie die nächsten 12 Monate für Ihre Arbeit ein? 
• Werden Sie Ihren Leistungsumfang einschränken müssen, auf dem gleichen Niveau halten oder ausbauen? 
[In welchen Bereichen? Bei welchen Zielgruppen und warum?]
Abschließende Fragen
• Welche sozialpolitischen Maßnahmen für Ihren Arbeitsbereich würden Sie der Bundesregierung für die 
Überwindung der Pandemie-Folgen unbedingt empfehlen?
• Gab es in Ihrer Organisation positive Entwicklungen, die sich im Zuge der Corona-Krise ergeben haben? 
[neue Aktivitäten, die in Folge von Corona entstanden sind, Aktivierung neuer Freiwilligen, Lernerfahrun-
gen, etc.]
• Mit wem (welchen ähnlichen Organisationen in Ihrem Bundesland und Branche) sollten wir unbedingt noch 
sprechen?“ 
• Gibt es etwas in Bezug auf COVID-19 und Ihre Organisation, dass Sie uns noch unbedingt mitteilen 
 möchten? Hat Ihnen etwas gefehlt?
Vielen herzlichen Dank für Ihre Mitwirkung. Dürfen wir Sie namentlich als Interview-PartnerIn am Ende des 
Berichts anführen?
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Erhebungsinstrument – Quantitative Erhebung
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Weiterführende graphische Darstellungen
Abbildung 8: Position der Befragten in der Organisation

















Tabelle 8: Gegenüberstellung aller genannten Tätigkeitsfelder und dem jeweils größten Tätigkeitsfeld je Organisation
n =99 genannte Tätigkeitsfelder größtes Tätigkeitsfeld
Anzahl Prozent Anzahl Prozent
Soziale und Gesundheitsdienstleistungen 51 51,5% 43 43,4%
Menschen mit Behinderung 37 37,4% 27 27,3%
Kinder und Jugendliche 30 30,3% 19 19,2%
Arbeitsmarktintegration 15 15,2% 7 7,1%
Wohnen und Obdachlosigkeit 9 9,1% 2 2,0%
Sonstiges 3 9,1% 0 0,0%
Gewaltprävention und Opferbetreuung 2 2,0% 1 1,0%
Gesamt 147 99
Quelle: eigene Darstellung
n = 99 Anzahl Prozent
Geschäftsführung/Vorstand/Board 51 51,5%
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Abbildung 10: Vergleichende Darstellung der COVID-19 Reaktionen entlang der Tätigkeitsfelder
Quelle: eigene Darstellung
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Abbildung 11: Mehrkosten und Entgänge der Organisation
Quelle: eigene Darstellung
Tabelle 9: Vergleich: Einschätzung zur Beständigkeit der Liquiditätsreserven im besten, wahrscheinlichsten, schlechtesten 
Fall (Wie lange reichen die Liquiditätsreserven?)







n = 61 n = 28 n = 12 n = 13
bis in 2 Monaten 15,0% 10,7% 8,3% 25,0%
bis in 4 Monaten 28,3% 17,9% 25,0% 50,0%
bis in 6 Monaten 55,0% 53,6% 50,0% 58,3%
bis in 12 Monaten 86,7% 92,9% 66,7% 83,3%
bis in 24 Monaten 91,7% 96,4% 83,3%









n = 61 n = 28 n = 12 n = 13
bis in 2 Monaten 18,0% 10,7% 16,7% 30,8%
bis in 4 Monaten 41,0% 35,7% 41,7% 53,8%
bis in 6 Monaten 68,9% 64,3% 58,3% 69,2%
bis in 12 Monaten 88,5% 92,9% 83,3% 76,9%
bis in 24 Monaten 91,8% 96,4% 0,0% 84,6%
in über 24 Monaten 100,0% 100,0% 100,0% 100,0%







n = 61 n = 28 n = 12 n = 13
bis in 2 Monaten 36,1% 32,1% 16,7% 53,8%
bis in 4 Monaten 60,7% 57,1% 33,3% 76,9%
bis in 6 Monaten 77,0% 78,6% 58,3% 69,2%
bis in 12 Monaten 91,8% 92,9% 75,0% 100,0%
bis in 24 Monaten 95,1% 91,7%



















gar nicht schwach mittelmäßig stark sehr stark
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Abbildung 12: Verteilungsdarstellung: Einschätzung zur Beständigkeit der Liquiditätsreserven im besten, wahrscheinlichs-
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Tabelle 10: Vergleich: Einschätzung zur Normalisierung für die KlientInnen im besten, wahrscheinlichsten und 
 schlechtesten Fall







n = 61 n = 28 n = 12 n = 13
bis in 2 Monaten 26,2% 25,0% 50,0% 23,1%
bis in 4 Monaten 37,7% 32,1% 38,5%
bis in 6 Monaten 68,9% 64,3% 83,3% 69,2%
bis in 12 Monaten 96,7% 96,4% 100,0% 100,0%
bis in 24 Monaten 98,4%









n = 61 n = 28 n = 12 n = 13
bis in 2 Monaten 16,4% 17,9% 50,0% 15,4%
bis in 4 Monaten 21,3% 21,4% 23,1%
bis in 6 Monaten 39,3% 39,3% 83,3% 38,5%
bis in 12 Monaten 72,1% 75,0% 100,0% 76,9%
bis in 24 Monaten 95,1% 96,4% 92,3%
in über 24 Monaten 100,0% 100,0% 100,0%







n = 61 n = 28 n = 12 n = 13
bis in 2 Monaten 10,2% 10,7% 27,3% 0,0%
bis in 4 Monaten 18,6% 17,9% 16,7%
bis in 6 Monaten 20,3% 53,6% 36,4%
bis in 12 Monaten 49,2% 54,5% 41,7%
bis in 24 Monaten 78,0% 75,0% 100,0% 83,3%
in über 24 Monaten 100,0% 100,0% 100,0%
Quelle: eigene Darstellung
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